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Die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V.
hat sich seit ihrer Gründung im Jahr 1970 zur Aufgabe gemacht, die Situation psychisch
kranker Menschen in Frankfurt am Main zu verbessern und deren gleichberechtigte
Teilnahme im städtischen Leben und das Miteinander in der Gesellschaft zu fördern.

Hierzu wurden von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main im Lauf der
Jahre viele Projekte initiiert sowie Dienste und Einrichtungen gegründet. Heute stellen
wir im Süden der Stadt ein umfangreiches Hilfe-, Beratungs- und Unterstützungsange-
bot im Rahmen der gemeindepsychiatrischen Versorgung der Großstadt Frankfurt am
Main zur Verfügung.

Mit rund 50 angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlichen
Kräften betreiben wir folgende Dienste und Einrichtungen: Betreutes Wohnen, die Psy-
chosoziale Kontakt- und Beratungsstelle Süd, eine Tagesstätte, ein Wohnheim und den
offenen »Treffpunkt Süd« im traditionsreichen Teplitz-Pavillon in Frankfurt am Main-
Sachsenhausen. Die Dienste und Einrichtungen bieten psychisch kranken Menschen
Unterkunft, psychosoziale Betreuung und Beratung sowie die Möglichkeit, ihren Tag zu
strukturieren, Zeit sinnvoll zu gestalten und mit anderen Menschen ins Gespräch und
in Kontakt zu kommen.

Der Psychosoziale Krisendienst, für das gesamte Stadtgebiet organisiert von der Bür-
gerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main, sichert außerhalb der allgemeinen
Dienstzeiten der Beratungsstellen und sonstigen Dienste in Notlagen psychosoziale
Hilfe und vermittelt bei Bedarf ärztliche Hilfe. Er wendet sich an Menschen mit
 psychischen Erkrankungen und seelischen Behinderungen, die an einer akuten ernst-
haften Störung ihrer seelischen Gesundheit leiden, sowie deren Angehörige, Freunde,
Bekannte und Nachbarn.

Von Anfang an war die Öffentlichkeitsarbeit ein wichtiges und satzungsmäßiges Anlie-
gen des Vereins. So existiert seit über 30 Jahren die von der Bürgerhilfe Sozialpsychia-
trie Frankfurt am Main herausgegebene Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie »Treff-
punkte«. Die Publikation sieht sich als Forum für alle Akteure der Sozialpsychiatrie. Die
»Treffpunkte« bieten Berichte und Essays zu aktuellen sozialpolitischen Themen, disku-
tiert allgemeine Entwicklungen, stellt Betrachtungen zu Kunst und Kultur an, ist Platt-
form für Fachleute, Betroffene und Angehörige. Besonderes Gewicht liegt in der
Berichterstattung auf Themen aus der Region Rhein-Main und Hessen. Dies wird unter-
mauert durch die Kooperation der Zeitschrift mit der Stiftung Lebensräume in Offen-
bach am Main, die in einer eigenen Rubrik ihre Themen vorstellt.

Die Arbeit der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main wird finanziert durch
Leistungsentgelte für die erbrachten Einzelangebote, durch Zuschüsse der Stadt Frank-
furt am Main und des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen sowie durch Mitgliedsbei-
träge und Spenden.

Der Vorstand der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V. setzt sich zusam-
men aus Stephan von Nessen (1. Vorsitzender), Regina Stappelton (2. Vorsitzende) sowie
den weiteren Vorstandsmitgliedern Gabriele Schlembach, Kirstin von Witzleben-
 Stromeyer, Wolfgang Schrank und Bernard Hennek. Geschäftsführer der Bürgerhilfe ist
Gerhard Seitz-Cychy.

www.bsf-frankfurt.de
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Editorial

»Ein Zuhause besteht nämlich zum 
wenigsten aus einem Dach und vier Wänden.
Ein Zuhause besteht aus Menschen.«

Liebe Leserin, lieber Leser,

kaum noch vorstellbar sind die Zustände psychiatrischer Versorgung, wie sie noch

vor wenigen Jahrzehnten in Deutschland üblich waren. Nach der systematischen

Ermordung auch von psychisch kranken Menschen während der Nazi-Herrschaft

begannen Gesellschaft, Politik und Wissenschaft erst spät, sich mit der Situation der

deutschen Psychiatrie auseinanderzusetzen. Doch der Wind der Veränderung, der in

den 1960er Jahren zu wehen begann, erfasste auch Medizin und Sozialarbeit. Über-

all in der Republik suchten vor allem kritische Mitarbeitende in psychiatrischen

 Kliniken nach neuen Wegen zum humanen Umgang mit psychisch kranken

 Menschen. Die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main ist dafür ein gutes

Beispiel. Gegründet von Christof Streidl, Arzt der städtischen »Fürsorgestelle für

Gemüts- und Nervenkranke«, und anderen Mitstreitern, versuchte die Bürgerhilfe,

wie andere psychiatrische Reformbewegungen in der Stadt, den Forderungen der

Psychiatrie-Enquete aus dem Jahre 1975 ein tragfähiges konzeptionelles, organisato-

risches und wirtschaftliches Gerüst zu geben. Ein Zeitzeuge aus diesen Jahren,

 Jürgen Lilischkies, zeichnet diese Veränderungen in dieser Ausgabe nach. Und auch

die diesjährige Frankfurter Psychiatriewoche im September wird sich in einigen

 Veranstaltungen mit den Veränderungen der vergangenen Jahrzehnte auseinander-

setzen – und dabei sicherlich auch diskutieren, welche aktuellen Aufgaben sich

 heute stellen.

Gerhard Pfannendörfer
Chefredaktion »Treffpunkte«
gerhard.pfannendoerfer@gmail.com

Sibylle Prins, psychiatrieerfahrene deutsche Schriftstellerin (geb. 1959)
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Anlaufstellen sollen vermitteln

Das Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz in Baden-Württemberg 
schreibt regionale Beratungseinrichtungen vor

Von Thilo Walker und Claudia Steinmetz

In Hessen wird seit langem über ein Psychiatriegesetz diskutiert. 
Deshalb lohnt ein Blick in das Nachbarland, wo kürzlich das Psychisch-

Kranken-Hilfe-Gesetz Baden-Württemberg in Kraft getreten ist.

Am 1. Januar 2015 ist in Baden-
Württemberg das Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) in
Kraft getreten. Ziel des Gesetzes ist
es, die Rahmenbedingungen für eine
bedarfsgerechte psychiatrische Ver-
sorgung verbindlich sicherzustellen
und die Rechtsstellung psychisch
kranker oder behinderter Menschen
zu stärken. Es werden verbindliche
Regelungen über psychiatrische Hil-
fen und den Maßregelvollzug festge-
legt und zusammen mit den Vor-
schriften zur Unterbringung in
einem Gesetzeswerk gebündelt.

Neuerungen

Das baden-württembergische Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz besteht
aus insgesamt vier Teilen. Nach
einem ersten Allgemeinen Teil wer-
den im zweiten Teil die Hilfen für
psychisch kranke oder auf Grund
einer solchen Erkrankung behinder-
te Menschen erstmals auf eine
gesetzliche Grundlage gestellt.

So werden in § 6 des Gesetzes die
Sozialpsychiatrischen Dienste gere-
gelt und deren Förderung durch Lan-
desmittel gesetzlich festgeschrieben.
Die konkreten Einzelheiten der För-
derung finden sich weiterhin in
einer nunmehr zu überarbeitenden
Verwaltungsvorschrift (VwV-SpDi).

Auf der Ebene der Stadt- und Land-
kreise sind gemäß § 9 des Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetzes sogenannte
Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestellen (IBB-Stellen) neu
einzurichten. Hierbei handelt es sich
um Anlaufstellen für Betroffene und
Angehörige, die zwischen psychiatri-
schen Einrichtungen und Betroffe-
nen vermitteln und darüber hinaus
allgemeine Informationen über
wohnortnahe Hilfs- und Unterstüt-
zungsangebote erteilen. Auf Kreis-
ebene muss jetzt nach § 9 Absatz 1
Satz 1 des Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetzes auch ein unabhängige
Patientenfürsprecher bestellt wer-
den, der Mitglied der Informations-,
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Beratungs- und Beschwerdestelle ist.
Im Übrigen sollen sich die Informati-
ons-, Beratungs- und Beschwerde-
stellen aus mindestens einer Vertre-
tung der Psychiatrie-Erfahrenen, der
Angehörigen sowie einer Person mit
professionellem Hintergrund im
psychiatrischen Versorgungssystem
zusammensetzen.

Nach § 10 des Psychisch-Kranken-
Hilfe-Gesetzes Baden-Württemberg
wird auf Landesebene eine Ombuds-
stelle eingerichtet, der eine Person
mit Befähigung zum Richteramt
angehört. Die Ombudstelle berät die
Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestellen bei komplexen

Das Zentrum für 
Psychiatrie Süd-
württemberg rund 
um das ehemalige 
Kloster Weissenau bei 
Ravensburg ist das größte psychiatrische
Fachkrankenhaus in Baden-Württemberg.
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juristischen Fragestellungen und hat
für die landesweite zentrale Erfas-
sung von Zwangsmaßnahmen
innerhalb anerkannter Einrichtun-
gen in einem Melderegister (§ 10
Absatz 3 Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetz) Sorge zu tragen. Über ihre
beratende Tätigkeit gegenüber den
Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestellen und ihre Tätig-
keit im Zusammenhang mit dem
Melderegister hat die Ombudsstelle
dem Landtag mindestens einmal in
der Legislaturperiode zu berichten.
Im Rahmen dieses Berichts hat die
Ombudsstelle des Weiteren über die
Ergebnisse der Arbeit der Besuchs-
kommissionen zu informieren.

Als weitere Neuerung beruft das
Sozialministerium gemäß § 27 des
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes
Besuchskommissionen, die die aner-
kannten stationären psychiatrischen
Einrichtungen mindestens alle drei
Jahre überprüfen. Den Besuchskom-
missionen sollen als Mitglieder
angehören: eine Fachärztin oder ein
Facharzt für Psychiatrie und Psycho-
therapie, beim Besuch einer Einrich-
tung für Kinder- und Jugendpsychia-
trie eine Fachärztin oder ein Fach-
arzt für Kinder- und Jugendpsychia-
trie und Jugendpsychotherapie, eine
Gesundheits- und Krankenpflegerin
oder ein Gesundheits- und Kranken-
pfleger mit Berufserfahrung im
Fachgebiet Psychiatrie und Psycho-
therapie, eine Psychologische Psy-
chotherapeutin oder ein Psychologi-
scher Psychotherapeut, eine Betreu-
ungsrichterin oder ein Betreuungs-
richter, beim Besuch einer Einrich-
tung für Kinder- und Jugendpsychia-
trie eine Familienrichterin oder ein
Familienrichter, eine Vertretung der
Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestellen, eine Vertretung
der Psychiatrie-Erfahrenen und eine
Vertretung der Angehörigen.

In § 12 des Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetzes ist jetzt verbindlich festge-
schrieben, dass das Sozialministerium
einen Landespsychiatrieplan erstellt,
der eine Rahmenplanung für die Ver-
sorgung psychisch kranker oder
behinderter Menschen enthält. Auch
werden darin Defizite in den einzel-
nen Versorgungsbereichen dargestellt
und gemeinsame Wege für die weite-
re Entwicklung beschrieben. In
Baden-Württemberg existiert bereits
ein Landespsychiatrieplan aus dem
Jahr 2000. Dieser wird nun in den
kommenden Monaten in enger
Abstimmung mit den Beteiligten der
Psychiatrielandschaft überarbeitet
und aktualisiert werden.

Im dritten und vierten Teil des
Gesetzes wurden die bislang im
Unterbringungsgesetz (UBG) nieder-
gelegten Regelungen über die
öffentlich-rechtliche Unterbringung
sowie den Maßregelvollzug unter
besonderer Berücksichtigung der
Grundrechte der betroffenen Perso-
nen überarbeitet. Das Ergebnis ist
somit eine umfassende Regelung der
Materie in einem Gesetz.

Auswirkungen

Durch die Neuerungen des Gesetzes
wird in Baden-Württemberg zum
einen die psychiatrische Versor-
gungsstruktur auf kommunaler Ebe-
ne deutlich verbessert.

Aufgrund der nunmehr gesetzlich
geregelten Förderung der Sozialpsy-
chiatrischen Dienste, der gestärkten
Stellung der Patientenfürsprecher
und Patientenfürsprecherinnen
sowie der neu einzurichtenden
Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestellen ist zum einen zu
erwarten, dass psychisch kranken
Menschen besser und gezielter pro-

fessionell geholfen werden kann.
Insbesondere werden die Zugangs-
schwelle oder etwaige Zugangs-
hemmnisse von Menschen mit einer
psychiatrischen Erkrankung bei der
Wahrnehmung psychiatrischer Hil-
festellungen hierdurch verringert
werden können.

Zum anderen tragen die Einrichtung
der Ombudsstelle und des Meldere-
gisters sowie die Besuchskommissio-
nen in den anerkannten Einrichtun-
gen zur Qualitätssicherung und
Transparenz der baden-württember-
gischen Versorgungsstruktur bei.

Ausblick

Derzeit werden in Baden-Württem-
berg auf den verschiedenen Verwal-
tungsebenen die ersten Schritte zur
Umsetzung des Psychisch-Kranken-
Hilfe-Gesetzes eingeleitet. Wie auch
im Vorfeld des Gesetzgebungsver-
fahrens geschieht dies in guter und
enger Zusammenarbeit zwischen
den Vertretern der Landesebene, der
kommunalen Ebene und der Leis-
tungsträger sowie der Psychiatrie-
Erfahrenen, der Angehörigen, der
Bürgerhilfe und der Sozialverbände.

Der Wortlaut des Gesetzes über
Hilfen und Schutzmaßnahmen
bei psychischen Krankheiten
(Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetz – PsychKHG) Baden-
Württemberg steht im Internet
zur Verfügung: 
www2.landtag-bw.de/
WP15/Drucksachen/
6000/15_6129_d.pdf
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Dr. Thilo Walker
ist Leiter des Referats Psychiatrie, Sucht am Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie Frauen und Senioren
Baden-Württemberg. Dr. Claudia Steinmetz ist die zuständige Referentin im Psychiatriebereich des Referats.
http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de
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Hinter  dem bewusst provozieren-
den Namen »Verrückt? Na und!« ver-
birgt sich ein vor zehn Jahren in
Leipzig gegründetes Antistigmatisie-
rungs- und Aufklärungsprojekt von
Irrsinnig Menschlich e. V. (www.irr-
sinnig-menschlich.de).

Dieser Verein engagiert sich bundes-
weit gegen die Stigmatisierung von
Menschen mit psychischen Gesund-
heitsproblemen. »Verrückt? Na und!
- Seelisch fit in der Schule und Aus-
bildung« hat sich speziell die Präven-
tion vor seelischen Erkrankungen
von Schülern und Auszubildenden
auf die Fahnen geschrieben.

Seit dieser Zeit wird dieses Projekt
bundesweit und auch in den
deutschsprachigen Nachbarländern
umgesetzt. Mitte 2014 hat der sozial-
psychiatrisch tätige Verein Perspek-
tiven e. V. (www.perspektivenev.de)
mit Sitz in Oberursel die Kooperati-
onspartnerschaft von »Verrückt? Na
und!« im Hochtaunuskreis über-
nommen.

Bei der Durchführung des Projektes
werden jedoch nicht die psychischen
Krankheitsbilder in den Fokus
genommen, sondern vielmehr die
Möglichkeiten jedes Jugendlichen,
seine seelische Gesundheit für sich
zu erhalten und zu stärken. Über
einen offenen und verständnisvollen
Austausch mit dem jugendgerecht

aufbereiteten Thema sollen die
Schüler dazu angeregt und befähigt
werden, achtsam mit Ihrer Seele
umzugehen. Die Jugendlichen set-
zen sich dabei offen mit dem Thema
auseinander, erfahren wie wichtig
es ist, mit seelischen Problemen

nicht alleine zu bleiben und sich
nötigenfalls im eigenen Umfeld, bei
Lehrern oder professionellen Anlauf-
stellen Unterstützung zu holen.

Das Projekt beinhaltet konkret die
Durchführung von eintägigen Work-
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»Verrückt? Na und!«

Neues Projekt im Hochtaunuskreis gestartet

Von Susanne Möller

Das bundesweit tätige Projekt »"Verrückt? Na und!"« will bei jungen Menschen
Verständnis für psychische Krankheiten wecken und sie ermutigen, 

gegebenenfalls professionelle Hilfe zu suchen. Im Hochtaunuskreis hat 
kürzlich eine eigene Veranstaltungsreihe dazu begonnen.

Psychische Krisen manifestieren sich oft bereits in jungen Jahren. Der Verein 
»Irrsinnig menschlich« hat deshalb vor zehn Jahren eine Projektreihe gestartet,
die Jugendliche in der Schule erreichen will. 
(Bildschirmfoto: www.verrueckt-na-und.de)
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shops für Schüler ab der 8. Klasse.
Hierbei begegnen die Schüler einem
Team aus sogenannten »Experten«
(Personen, die eigene Erfahrungen
mit psychischen Gesundheitsproble-
men und Gesundung haben) und 
» Moderatoren« (Mitarbeiter aus
psychosozialen oder medizinischen
Arbeitsbereichen, wie Sozialpädago-
gen, Psychiater, Psychologen, Thera-
peuten u. a.). Gemeinsam gestalten
die Schüler, Lehrer, Experten in eige-
ner Sache und Fachkräfte diesen Tag.

Am Beginn der Realisierung des Pro-
jektes im Hochtaunuskreis stand die
Einarbeitung in die Thematik und
die Entwicklung und Zusammenstel-
lung der Informationsmaterialien
für den Hochtaunuskreis, wozu ins-
besondere der Projekt-Flyer und der
auf den Landkreis zugeschnittene
Krisenauswegweiser gehören.

Mitte Oktober 2014 fand dann in der
Oberurseler Stadthalle die gut
besuchte Auftaktveranstaltung statt.
Ulrike Schüller-Ostermann und Bea-
trice Meyer berichteten seitens Per-
spektiven e. V. über den Stand der
Entwicklungen von »Verrückt? Na
Und!« im Hochtaunuskreis, Katrin
Hechler (Sozialdezernentin Hochtau-
nuskreis) hielt stellvertretend für
Landrat Ulrich Krebs, der die Schirm-
herrschaft im Hochtaunuskreis über-
nommen hat, ein Grußwort. Die
Koordinatorinnen aus der Regional-
gruppe Lahn-Dill-Kreis teilten mit
den Anwesenden einige ihrer zahl-
reichen praktischen Erfahrungen
von zehn Jahren erfolgreicher Pio-
nierarbeit für das Projekt. Es erschie-
nen Zeitungsberichte in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung und Tau-
nus-Zeitung zu der Veranstaltung.

Inzwischen konnte eine Regional-
gruppe gegründet werden. Diese
besteht aus einem etwa 20-köpfigen
Team aus Experten und Moderato-
ren, das intensiv geschult und vorbe-
reitet wurde und demnächst mit der
Durchführung erster Workshops in
den Schulen des Hochtaunuskreises
beginnt. Verantwortlich für die Koor-
dination des Projektes sind die Päda-
goginnen Beatrice Meyer und Susan-
ne Möller.

Neben der Realisierung der Projekt-
tage an den Schulen, ist auch die
Finanzierung des Projektes eine

wichtige Aufgabe der Projektkoordi-
natorinnen. Bereits Ende Juni 2014
nahmen die Koordinatorinnen an
einem Fundraising-Workshop in
Erfurt teil, seitdem wurden viele Fir-
men im Hochtaunuskreis kontak-
tiert und Förderanträge gestellt. Bis-
her konnte die Carls Stiftung als
Sponsor gewonnen werden, außer-
dem gab es eine großzügige private
Spende einer Bürgerin aus Neu-
Anspach. Weitere Unterstützer wer-
den gesucht, damit die langfristige
Finanzierung des wirkungsvollen
Konzeptes gewährleistet werden
kann.
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Die Autorin dieses Beitrags, Susanne Möller, koordiniert zusammen mit Beatrice Meyer im
Hochtaunuskreis das Projekt »Verrückt? Na und!« bei Perspektiven e. V.
www.perspektivenev.de

Ansprechpartnerinnen für das Projekt 
»Verrückt? Na und!« bei Perspektiven e. V. 
sind Beatrice Meyer und Susanne Möller
Alberusstraße 5, 61440 Oberursel
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Die »Arbeitsgemeinschaft der
Angehörigen psychisch kranker
Menschen in Frankfurt e. V.« wurde
1988 von Edelgard Nolting und ande-
ren betroffenen Angehörigen psy-
chisch kranker Menschen gegründet.
Das Hauptanliegen des Vereins war
zunächst, sich im Rahmen einer
Selbsthilfegruppe über die eigenen
Erfahrungen mit den Angehörigen
auszutauschen.

Im Nachbarschaftszentrum in der
Frankfurter Uhlandstraße 50 im
Hinterhaus wurde eine wöchentli-
che Telefonsprechstunde sowie an
jedem letzten Freitag im Monat ein
offenes Treffen angeboten.

Zu den regelmäßigen Treffen kamen
Menschen, die am Rande ihrer
Belastbarkeit standen oder auch
bereits selbst in ihrer Gesundheit
beeinträchtigt waren. Es ging und es
geht auch heute noch darum einan-
der zuzuhören, mitzufühlen und so
zu versuchen Wege aus der schwieri-
gen Lebenssituation zu finden.

Natürlich geht es auch um Aus-
tausch von Informationen. Für wel-
che psychische Störung sind welche
Ärzte und welche Kliniken empfeh-
lenswert? Welcher Rechtsanwalt
kann bei welchen juristischen Pro-
blemen helfen? Wie organisiert man
eine Betreuung? Wie kommt man an

einen Platz in einem Wohnheim
oder in einer betreuten Wohnge-
meinschaft?

Die Arbeitsgemeinschaft der Ange-
hörigen engagierte sich von Anfang
an in der Frankfurter Psychiatrie-
landschaft durch regelmäßige Bei-
träge zur Psychiatriewoche, durch
die Teilnahme an den Selbsthilfeta-
gen im Frankfurter Römer (die die-
ses Jahr übrigens ausnahmsweise
nicht Anfang Mai, sondern am

26.Juni 2015 stattfinden wird) und
durch die Teilnahme an der Fach-
gruppe Psychiatrie.

Durch Öffentlichkeitsarbeit konnte
der Verein so zu einem besseren Ver-
ständnis für psychische Krankheiten
beitragen.

In Frankfurt am Main sind in den
letzten Jahren eine ganze Reihe von
ambulanten Betreuungsangeboten
(Tageskliniken, Beratungsstellen,
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Ein Umzug macht viel Arbeit, bietet aber auch die Chance sich von überflüssig
Gewordenem zu trennen: Die Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psychisch
kranker Menschen in Frankfurt e. V. hat ihr altes Domizil im Nachbarschaftszen-
trum Ostend aufgegeben und in der Frankfurter Werkgemeinschaft einen neuen
Kooperationspartner gefunden.

Umzug und Neustart

Die Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen hat neue Räume bezogen

Von Wolfgang Zimmermann

Die Arbeitsgemeinschaft der Angehörigen psychisch kranker Menschen
in Frankfurt ist nach mehr als einem Vierteljahrhundert umgezogen.

Unterschlupf fand die Selbsthilfeorganisation in den neuen 
Geschäftsräumen der Frankfurter Werkgemeinschaft.



Magazin

Arbeitsangebote, Wohnheime,
Wohngemeinschaften etc.) entstan-
den. Eine der bekanntesten davon
dürfte die Tagesklinik »Bamberger
Hof« sein, für deren Erhalt sich sei-
nerzeit unsere langjährige 1.Vorsit-
zende Edelgard Nolting vehement
eingesetzt hat. Sie hat den Verein
zusammen mit anderen betroffenen
Menschen aufgebaut und sich 20
Jahre sehr engagiert für die Belange 

der Angehörigen eingesetzt. Sie hat
dafür unter anderem das Bundesver-
dienstkreuz erhalten. Die Idee, dass
auch die Angehörigen von psychisch
kranken Menschen Beratung und
Betreuung brauchen, hat sich mitt-
lerweile in der Öffentlichkeit weitge-
hend durchgesetzt. Fast jede psychi-
atrische Klinik in Frankfurt am Main
und im Umland hat ein Angebot für
Angehörige von psychisch Kranken.

Es gibt also viel Positives zu berich-
ten, aber es gibt auch noch viel zu
tun. In Hessen fehlt es beispielswei-
se als einzigem Bundesland noch an

einem Psychiatriehilfegesetz, das die
Rechte und die Pflichten von psy-
chisch Kranken eindeutig regelt. Bis-
lang ist noch ein Gesetz zur Unter-
bringung psychisch Kranker aus den
frühen 1950er Jahren gültig. Es fehlt
ein psychiatrischer Notdienst, der
ähnlich wie ein ärztlicher Notdienst
für psychische Krankheiten bei Not-
fällen kommt und hilft. So etwas 
kostet natürlich Geld, aber solche 

Angebote gibt es auch schon in
anderen vergleichbaren Städten wie
München, Augsburg oder Nürnberg.

Und jetzt nach 27 Jahren der Umzug
des Vereins in die Ostbahnhofstraße
13, 60314 Frankfurt (6. Stock) in die
neuen Geschäftsräume der Frankfur-
ter Werkgemeinschaft. Der Umzug
hat ganz praktische Gründe. Das
Haus in der Uhlandstraße 50 wird
über kurz oder lang sowieso einem
anderen Zweck zugeführt werden.
Sprich, das Nachbarschaftszentrum
wird umziehen und wir haben uns
entschlossen nicht mitzuziehen.

Manchmal ist ein Neuanfang der
bessere Weg und wir sind froh, mit
der Frankfurter Werkgemeinschaft
einen großen Partner gefunden zu
haben, der noch dazu im gleichen
Arbeitsgebiet tätig ist, nämlich der
Betreuung und Förderung von psy-
chisch Kranken und ihren Angehöri-
gen.

Wir werden also unsere Veranstal-
tungen in den Räumen der Frankfur-
ter Werkgemeinschaft abhalten,
aber wir sind damit nicht automa-
tisch ein Teil dieser Organisation.
Wir bleiben vielmehr ein eigenstän-
diger Verein, der mit der Werkge-
meinschaft zusammenarbeitet. Es
wird einen Kooperationsvertrag zwi-
schen uns und der Frankfurter Werk-
gemeinschaft geben.

Ansonsten bleibt alles beim Alten. 
• Die Telefonberatung immer frei-

tags von 17.00 bis 19.00 unter der
neuen Nummer: 069 9494767-767. 

• Die offenen Treffen (Selbsthilfe-
gruppe) immer am letzten Freitag
im Monat von 18.00 bis 20.00.

Ich wünsche uns allen einen guten
Start im neuen Haus und hoffe, Sie
alle möglichst bald wieder zu sehen.

Treffpunkte 2/158

Fast jede psychiatrische Klinik in Frankfurt

am Main und im Umland hat ein Angebot

für Angehörige von psychisch Kranken.
» «

Wolfgang Zimmermann 
ist Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Angehöri-
gen, Freunde und Förderer psychisch/seelisch kranker
Menschen in Frankfurt/Main e. V.
http://87.239.134.81
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Die Psychiatrie-Enquete, also der »Bericht über die Lage
der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland« – so
die offizielle Bezeichnung –, wurde im September 1975
fertiggestellt. Die darin enthaltenen Empfehlungen
waren:

■ Förderung von Beratungsdiensten und Selbsthilfe-
gruppen

■ gemeindenahe Versorgung
■ Umstrukturierung der großen psychiatrischen 

Krankenhäuser
■ getrennte Versorgung für psychisch kranke und für

geistig behinderte Menschen
■ Gleichstellung somatisch und psychisch Kranker
■ Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung
■ Versorgung psychisch Kranker und Menschen mit

einer Behinderung als Teil der allgemeinen Gesund-
heitsversorgung

Um zu verstehen, auf welche Verhältnisse diese Empfeh-
lungen in Frankfurt am Main trafen und was sie bewirk-
ten, sollte man etwas weiter zurückschauen.

Wir beginnen im Jahr 1914. Deutschland war noch ein Kai-
serreich und man stand kurz vor dem Ausbruch des Ersten
Weltkrieges Ende Juli. Im Januar war davon noch nichts
oder zumindest nicht viel zu spüren. So konnte man sich
noch sozialen Fragen und Aufgaben zuwenden - so auch
der Versorgung von psychisch kranken Menschen in der
Stadt. Die Fürsorgestelle für Gemüts- und Nervenkranke
wurde von der Centrale für private Fürsorge (dem heuti-
gen Bürgerinstitut e. V.) gegründet und im alten Bürger-
hospital in der Stiftsstraße eingerichtet. Ihre Aufgaben
waren »noch nicht internierte oder aus Heilanstalten ent-
lassene Geisteskranke, Nervenkranke oder Psychopathen

in eigener oder fremder Familie unterzubringen, sie in lose
Betreuung zu nehmen, um ihnen den Übergang oder die
Behauptung im freien Leben zu erleichtern, sie nach Mög-
lichkeit in das Erwerbsleben einzugliedern, ihre Vermö-
gensangelegenheiten und ihre Beziehungen zur Umwelt
in Ordnung zu halten, vermittelnd, beratend, helfend und
durch Hausbesuche klärend einzugreifen, bei Unterbrin-
gung von Kranken in Klinik oder Heil- und Pflegeanstalten
mitzuwirken, sich bei Gerichtsverfahren einzuschalten,
Vormundschaften und Pflegschaften für Geisteskranke,
Geistesschwache, Psychopathen und Gebrechliche zu über-
nehmen, Angehörige und Arbeitgeber zu beraten.« (Aus
einem Bericht über die Entwicklung der Fürsorgestelle
vom leitenden Arzt der Fürsorgestelle, Dr. Nieten, aus dem
Jahr 1951)

Vieles aus der damaligen Aufgabenaufzählungen findet
sich durchaus – wenn auch ein einer anderen Termino -
logie – in den Enquete-Empfehlungen wieder.

Neben der Betreuung durch die Fürsorgestelle gab es
selbstverständlich auch eine klinische Versorgung für
psychisch kranke Menschen. Sie bestand in den Räumen
der Frankfurter Irrenanstalt als städtische Poliklinik für
Gemüts- und Nervenkranke. Die Anstalt für Irre und
 Epileptische in Frankfurt am Main, im Volksmund
»Irrenschloss« genannt, war eine städtische psychiatri-
sche Klinik, die auf Initiative des Psychiaters und Struw-
welpeter-Autors Heinrich Hoffmann (Direktor von 1851
bis 1888) errichtet worden war.

Diese Poliklinik wurde 1920 aus der Frankfurter Irrenan-
stalt ausgegliedert und mit der Fürsorgestelle in der
Stiftstraße vereinigt. Damit wurde die Fürsorgestelle aus
freier Trägerschaft in die Verantwortung der Stadt Frank-
furt am Main überführt und in die Gesundheitsverwal-

Von der Fürsorge zum 
Gemeindepsychiatrischen Verbund

Der Einfluss der Psychiatrie-Enquete auf die kommunale Daseinsfürsorge für
psychisch kranke Menschen in Frankfurt am Main

Von Jürgen Lilischkies

In Frankfurt am Main begannen, wie fast überall in der damaligen Bundesrepublik
Deutschland, in den 1960er und 1970er Jahren Reformen in der Psychiatrie. Die Psychia-

trie-Enquete des Deutschen Bundestages im Jahre 1975 verschaffte diesen Versuchen,
verkrustete Strukturen und teilweise unhaltbare Zustände bei der Versorgung psychisch

kranker Menschen, gehörigen Rückhalt.
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tung eingegliedert. »Grund war, dass sich unsere Kran-
ken nur ungern einer Untersuchung in der Irrenanstalt
unterzogen, häufig weil sie glaubten, man würde sie
auch einmal gegen ihren Willen in der Anstalt behal-
ten.« (ebenda)

Man kann keinesfalls über die Rolle hinwegsehen, die
die Fürsorgestelle in den Jahren von 1933 bis 1945 inne-
hatte. Im Jahr 1917 war eine sogenannte Jugendsich-
tungsstelle mit der schulärztlichen Versorgung zur
Untersuchung und Begutachtung von Kindern und
Jugendlichen eingerichtet worden. Diese wurde1933 in
die Fürsorgestelle für Gemüts- und Nervenkranke des
Stadtgesundheitsamtes eingegliedert.

So steht im Jahresbericht 1936: »Die fachärztliche Inan-
spruchnahme unserer Dienststelle ist sowohl in der
Gesamtzahl wie in der Verteilung auf die anfordernden
Stellen ungefähr dieselbe geblieben. Auch dieses Mal
hatte über die Hälfte der Begutachtungen die Unfrucht-
barmachung zum Gegenstand. Andere wie Ehestands-
darlehen, Einbürgerungen und Annahme an Kindesstatt
standen ebenfalls im Dienste der Eugenik.«

Im Bericht für das Jahr 1940 ist zu lesen: »Als zweiter
Arzt ist Dr. med. Hannappel seit Mai 1939 vorwiegend in
der Abteilung Kinder und seit der Einberufung von
Medizinalrat Dr. Gerum in der Abteilung Erb- und Ras-
senpflege tätig. (...) Eine wesentliche Einschränkung der
erbbiologischen Nachforschungen und Untersuchungen
ist nicht möglich, wenn auf Rassenpflege nicht verzich-
tet werden soll. Wir halten uns jedenfalls für verpflich-
tet, diese kostbare Errungenschaft des dritten Reiches zu
erhalten.« Viele dieser von der Jugendsichtungsstelle
betreute Kinder und Jugendliche wurden Opfer der NS-
Eugenik. 

Parallel zur kommunalen Struktur entwickelte sich – ins-
besondere durch die sogenannte Gleichschaltung von
Wohlfahrtsorganisationen im NS-Regime verzögert -
eine Struktur komplementärer Angebote freier Träger.
Im Jahr 1910 wurde der stadtnahe Frankfurter Verein für
soziale Heimstätten gegründet. Seine erste Aufgabe war
die Trägerschaft der »Arbeitsstätte Roter Hamm« und
hatte zum Inhalt:

1. die Unterstützung wandernder Arbeitsloser während
ihres Aufenthaltes in Frankfurt und zur Weiterreise;

2. die vorübergehende Unterstützung beschränkt
erwerbsfähiger oder im Aufsuchen des Erwerbs behin-
derte, in Frankfurt ansässige Personen (damit auch von
psychisch kranken Menschen - Anmerkung des Autors).
Nach dem Ende des zweiten Weltkrieges und den ersten
Jahren des Wiederaufbaus wechselte die Zuständigkeit
für die Fürsorgestelle vom Gesundheitsamt zum Sozial-

amt. Man begann wieder, über eine adäquate Versor-
gung nachzudenken. »Es spricht manches dafür, geistig-
seelisch Abwegige nicht massiert unterzubringen. Gera-
de das Zusammenleben dieser mit geistig-seelisch Nor-
malen verhindert in vielen Fällen das Auftreten von
Spannungselementen, wie sie sonst leicht zwischen reiz-
baren, unausgeglichenen und sensiblen Naturen unserer
Betreuten auftreten würden.« (Dr. Nieten, Arzt der Für-
sorgestelle im Jahr 1954)

Diese Verwaltungseinheit aus Fürsorgestelle für Gemüts-
und Nervenkranke und Jugendsichtungsstelle, die zur
städtische Erziehungsberatung wurde, beinhaltete
sowohl Aufgaben der Sozialhilfe- als auch der Jugend-
und der Gesundheitshilfe und galt lange Zeit als das
»Frankfurter Modell«.

In dem zitierten Vermerk von Dr. Nieten heißt es weiter:
»Wenn man aber nach den bisherigen Erfahrungen in
einzelnen Bunkern trotzdem erwägt, eine gesonderte
Unterbringung unserer Betreuten durchzuführen, so
wird empfohlen, folgende Gesichtspunkte zu beachten:

■ Unterbringung in Bunkern ist nicht angebracht, da
die dort schon auf normale Menschen sich auf Dauer
nachhaltig auswirkende >Maulwurfsatmosphäre<,
Fehlen von Tageslicht und –Luft bei unseren Betreu-
ten sich besonders seelisch belastend und aufreizend
auswirken dürfte.

■ Unterbringung müsste erfolgen in Baracken oder fes-
ten Häusern mit Heimcharakter.

■ Abzulehnen ist auf jeden Fall Massenunterbringung
in größeren Schlafräumen.«

Die schlimme Situation in den psychiatrischen Kranken-
häusern in der Nachkriegszeit war Anlass, hier Versor-
gungsangebote zu schaffen. Die Menschen waren in 50-,
60- oder gar 80-Betten-Sälen der Anstalten unterge-
bracht, weit weg von ihren Angehörigen.

Wie prekär die stationäre Versorgung psychisch kranker
Menschen in Frankfurt am Main bis weit in die 1980er
Jahr war, lässt sich aus einem Artikel des geschäftsfüh-
renden Direktors des Zentrums für Psychiatrie, Dr. Boch-
nik, entnehmen, den er im Heft 1/1981 der »Treffpunkte«
sinngemäß schrieb: Um eine Bevölkerung psychiatrisch
zureichend versorgen zu können, braucht man etwa zwei
Betten auf tausend Bewohner (einschließlich Pflegesek-
tor), hinzu müssen außerhalb der Klinik sogenannte
komplementäre Einrichtungen und Dienste kommen:
Wohnheime, Übergangswohnheime, Wohngemeinschaf-
ten, Reha-Werkstätten, beschützende Arbeitsplätze,
Clubs, Fürsorge- und Beratungsstellen, mobile ärztliche,
pflegerische und soziale Dienste. Mit anderen Worten:
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der Ballungsraum Frankfurt am Main – Offenbach am
Main– Hanau , je nachdem ob man von 700.000 oder 1,5
Millionen Menschen ausgeht, zwischen 1.400 und 3.000
brauchen, um die psychisch Kranken - so gut wie es im
Bundesdurchschnitt (1,8 Betten auf 1.000 Einwohner)
eben möglich ist - zu behandeln.

Im Stadtgebiet ist jedoch die psychiatrische Klinik in
Niederrad mit knapp 200 Betten die einzige, die über die
erforderlichen Spezialeinrichtungen zur Behandlung
selbstmordgefährdeter, unruhiger, erregter und verwirr-
ter Patienten verfügt.

Diese unbegreifliche lange bestehende Notlage der Dau-
erüberlastung zwingt zum ständigen Improvisieren in
enger Zusammenarbeit mit dem Landeswohlfahrtsver-
band Hessen, der Träger der großen psychiatrischen Lan-
deskrankenhäuser wie Heppenheim, Hadamar, Herborn,
Goddelau, Eichberg, Weilmünster, Merxhausen, Haina
und insbesondere Köppern ist, das der Stadt noch am
nächsten liegt. (Von Gemeindenähe also noch keine Spur
– Anmerkung des Autors.)

Aufgrund dieser Notlage wendete sich der Frankfurter
Verein im Jahr 1960 nun speziell der Versorgung psy-
chisch kranker Menschen zu. Um für sie bessere Lebens-
möglichkeiten zu schaffen, wurde das Meta-Quarck-
Haus in Betrieb genommen. 80 psychisch kranke Frauen
fanden Aufnahme. Damit war der Grundstein für eines
der Hauptaufgabengebiete des Vereins - nichtklinische
psychiatrische Hilfe - gelegt. Es entwickelte sich daraus
das Reha-Zentrum Rödelheim und in enger Anlehnung
daran das Reha-Zentrum Oberrad.

Ende der siebziger Jahre verlagerte sich der sozialpsy -
chiatrische Arbeitsschwerpunkt des Vereins weg von der
stationären Hilfe (Wohnheim) hin zu teilstationären
(Werkstätten) und nachgehender Hilfe. (siehe Treff -
punkte 2/1981, Paul Marx, damaliger Geschäftsführer 
des  Vereins).

Auch anderen bürgerschaftliche Initiativen war die Ver-
sorgung der psychisch kranken Menschen in Frankfurt
am Main nicht einerlei. So fand sich 1967 eine Bürgerini-
tiative um Pfarrer Wilhelm Pöhler, Katharina Hensel und
Edelhaide Edel zusammen und gründete die »Kranken-
hilfsgemeinschaft e. V.«, die 1968 in »frankfurter werkge-
meinschaft e. V.« umbenannt wurde. Der Verein bezog
im gleichen Jahr das »Klubhaus Preungesheim«. Im Jah-
re 1969 folgte der Aufbau des Reha-Programms Wohnen
und die Entwicklung des ganzheitlichen, gestuften und
dezentralen Reha-Konzeptes. Aus dem »Klubhaus Preun-
gesheim« entstand 1980 die Offene Stadtarbeit mit den
Psychosozialen Diensten.

Im Dezember 1970 setzte sich ein gutes Dutzend Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der damaligen Universitäts-
Nervenklinik zusammen, um den Verein »Bürgerhilfe
Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.« zu gründen.
»Die in bester sozialpsychiatrischer Manier >multiprofes-
sionell< zusammengesetzte Gruppe (Sozialarbeiter, Kran-
kenschwester und -pfleger, Ärzte, Psychologe und Kran-
kenhausseelsorger) hatten ein gemeinsames Anliegen:
die Verbesserung des für Patienten und Personal glei-
chermaßen unerträglichen Notstands der klinischen Ver-
sorgung.« (Christof Streidl, Gründungs- und Vorstands-
mitglied sowie Arzt der Fürsorgestelle, in Heft 6/1981 der
»Treffpunkte«).

Der Verein arbeitete lange auf ehrenamtlicher Basis. Die
sorgfältige Einhaltung dieses Prinzips hat die innere
Struktur der Bürgerhilfe entscheidend geprägt. Im Jahre
1971 gründete der Verein in der Schweizer Straße eine frei
finanzierte Wohngemeinschaft für ehemalige Patienten
der Klinik. Drei Jahre später fand in der Kapelle der Uni-
versitäts-Nervenklinik die erste »Kulturelle Veranstal-
tung im Zentrum der Psychiatrie« statt. Diese lange zum
festen Bestand der Frankfurter Kulturszene gehörende
Initiative hatte nicht unerheblich zur Öffnung der Klinik
beigetragen. Im Jahr 1977 gab der Verein schließlich die
erste Ausgabe der Zeitschrift »Treffpunkte« heraus. ➝

Die »Anstalt für Irre und Epileptische« in Frankfurt am Main hieß im Volksmund ganz einfach »Irrenschloss« und stand
dort, wo später das I.G.-Farben-Haus errichtet wurde, das heute die Goethe-Universität beherbergt.
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Im April 1975 gründete der Krankenpfleger und Heilpä-
dagoge Roman Siewert zusammen mit Angehörigen der
Freien Christengemeinde Frankfurt den Verein »sozial-
werk main-taunus e. V.«, um im Dezember des gleichen
Jahres das Psychosoziale Rehabilitationszentrum zu
eröffnen.

Das von Dr. Bochnik wegen der relativen Nähe zu Frank-
furt am Main gelegene hervorgehobene Landeskranken-
haus, das Waldkrankenhaus Köppern, unternahm im
Jahr 1976 einen wichtigen Schritt zur Gemeindenähe

Um die vielfältige Entwicklung der psychiatrischen Ver-
sorgung in der Stadt zu koordinieren, wurde im Dezem-
ber 1978 auf Initiative des Sozialdezernenten Martin Berg
der Psychosoziale Ausschuss Frankfurt am Main gegrün-
det. Dieser Ausschuss ist Bestandteil der psychosozialen
Arbeitsgemeinschaft. Ihm gehören Vertreter und Vertre-
terinnen der Fraktionen der Stadtverordnetenversamm-
lung, des Sozialamtes, des Gesundheitsamtes, die Landes-
wohlfahrtsverbandes Hessen, des Zentrums der Psychia-
trie, der Liga der freien Wohlfahrtspflege, der vier Versor-
gungsträger u. a. an.

Seine Aufgaben werden in § 2 der Geschäftsordnung dar-
gestellt: »Der psychosoziale Ausschuss setzt sich zum Zie-
le, die Voraussetzungen für die Koordination und Koope-
ration der bestehenden Einrichtungen und Dienste im
Versorgungsgebiet zu schaffen. Das gemeinsame Leis-
tungsangebot wird für die Betroffenen verständlich dar-
gestellt und steht damit der öffentlichen Informationsar-
beit zur Verfügung. Die Mitglieder bemühen sich um
eine Fortentwicklung ihrer Hilfen entsprechend den
Erfordernissen des Versorgungsgebietes.«

Die Plattform, auf der die praktischen Konsequenzen dis-
kutiert wurden und werden, ist die Fachgruppe Psychia-
trie, die ebenfalls eine Stimme im Psychosozialen Aus-
schuss hat. Im Jahr 1981 wurde hier erstmals über ein
Gesamtkonzept der psychiatrischen Versorgung gespro-
chen. Die damalige Diskussion ging von dem Vorschlag
aus, das Stadtgebiet in vier Versorgungssektoren aufzu-
teilen (Nord, Ost, Süd und West), wobei das jeweilige Ein-
zugsgebiet mit dem Zuständigkeitsbereich von zwei bis
drei Sozialstationen (heute: Sozialrathäuser) identisch
sein sollte. Damit würden in jedem der vier Sektoren
etwa 150.000 Menschen leben. Dies entsprach in etwa
der von der Enquete-Kommission empfohlenen Ein-
wohnzahl eines »Standardversorgungsgebietes«.

In jedem Sektor mussten alle erforderlichen Dienste im
stationären, komplementären und ambulanten Bereich
geschaffen werden, sofern sie nicht bereits vorhanden
waren. Dies bedeutete, dass beginnend bei Vorsorge und
Krisenintervention, über die offene und geschlossene
stationäre Behandlung, den Wohn- und Arbeitsplatz in
komplementären Einrichtungen, bis hin zur Nachsorge,
Klubarbeit und psychosozialer Beratung, der Bedarf
innerhalb des Sektors zu decken ist.

Im November 1980 wurde aus der Fürsorgestelle die
Abteilung Sozialpsychiatrie des Sozialamtes. Diese Abtei-
lung mit ihrem Leiter Herrn Hitzler war die kommunale
Verwaltungseinheit, die die außerklinische Entwicklung
in der Stadt steuerte. Auch die Arbeit in der Fürsorgestel-
le bzw. Abteilung Sozialpsychiatrie wurde umstruktu-
riert. Als fachliche Untergliederungen wurden ein ärztli-
cher Dienst, ein Sozialdienst für psychisch Kranke, ein

Geschichte wird
gemacht: Die Erkennt-
nis der Studenten -
bewegung der
1960- und 1970er
Jahre gilt auch für
die Psychiatrie. So
existieren im Frank-
furter Institut für
Stadtgeschichte,

dem früheren Stadtarchiv,
zahlreiche Protokolle, Konzeptionen, Jahresbe-

richte und Presseartikel aus der Gründungszeit der heu-
tigen Trägervereine in der Stadt.

und richtete in dem ehemaligen Hotel »Bamberger Hof«
in Frankfurt am Main-Niederrad eine Außenstelle ein.
»Damit folgte der Landeswohlfahrtsverband Empfehlun-
gen der Enquete-Kommission und verlagerte erstmals
vollstationäre Behandlungsangebote gemeindeferner
Landeskrankenhäuser in gemeindenahe Abteilungen.
Historisch wird damit eine Richtung der deutschen Psy-
chiatrie des 19. Jahrhunderts, die den Kranken aus seiner
gewohnten Umgebung zur Behandlung in fernliegende
unberührte Naturgegenden verlegte, wieder umgekehrt.
>Aus dem Wald zurück in die Stadt< – dieses Motto steht
für das Bekenntnis zur gemeindenahen Behandlung, für
den Versuch, die Ausgegrenzten wieder in die Ausgangs-
gemeinde zu integrieren.« (Dr. Arthur Diethelm, damali-
ger und langjähriger leitender Arzt im Bamberger Hof)

Die Empfehlungen der Psychiatrie-Enquete trafen in
Frankfurt am Main auf »fruchtbaren Boden«, wie sich
am Beispiel der geschilderten Entwicklung der städti-
schen psychiatrischen Versorgung zeigt. Doch auch bun-
desrepublikweit befand sich die Psychiatrie im Umbruch
und die Enquete setzte dabei einen starken Impuls.
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Sozialdienst für Suchtkranke, ein Sachgebiet für die Füh-
rung von Vormundschaften und Pflegschaften sowie
eine Wirtschaftliche Sozialhilfe für Suchtkranke geschaf-
fen. Die Zuständigkeiten wurden von der namentlichen
Einteilung nach Buchstaben umgestellt auf die Zustän-
digkeit nach den Bezirken der Sozialrathäuser.

Im stationären klinischen Bereich dauerte es noch lange
bis mit dem Städtischen Krankenhaus Höchst, dem Mar-
kus-Krankenhaus und der Klinik Hohe Mark die Klinik-
plätze in die Stadt oder wenigstens in unmittelbare
Stadtnähe geholt werden konnten.

Im Jahre 1986 erfolgte schließlich die praktische Umset-
zung der Standardversorgung in den Sektoren. Die oben
erwähnten vier freien Träger übernahmen jeweils ein
Standardversorgungsgebiet:

Ost: frankfurter werkgemeinschaft e. V.
Süd: Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.
West: Frankfurter Verein für soziale Heimstätten e. V.
Nord: Sozialwerk Main-Taunus e. V.

Bis auf die Bürgerhilfe hatten alle Verein bereits mindes-
tens ein hauptamtlich betreutes Angebot (Heim, Werk-
statt u. a. m.). Die Bürgerhilfe beendete ihre ausschließ-
lich ehrenamtlich Arbeit mit der Eröffnung der Offenen
Einrichtung »Teplitz-Pavillon« in Frankfurt am Main-
Sachsenhausen. »Die vier großen >B<, also Beratung,
Begegnung, Beschäftigung (im Sinne von Therapie) und
Bekanntmachen als Öffentlichkeitsarbeit, werden hier in
die Tat umgesetzt«, beschrieb der damalige Sozialdezer-
nent Trageser bei der Eröffnung die Bestimmung der Ein-
richtung. Damit gab es in jedem der Stadtversorgungsge-
biete ein derartiges Angebot (Tulpencafé, Känguru-Club,
Oase und Teplitz-Pavillon), das von der Stadt finanziell
gefördert wurde. Es folgten die von der Stadt und dem
Hessischen Sozialministerium gemeinsam geförderten
Kontakt- und Beratungsstellen. Schließlich begann man

mit dem vom Landeswohlfahrtsverband Hessen finanzier-
ten Betreuten Wohnen – zuerst mit Wohngemeinschaften
und 1991 auch mit dem Betreuten Einzelwohnen.
Mit der Vereinbarung der schwarz-grünen Römer-Koali-
tion 1998 wurden das Sozialamt und das Jugendamt zu
einem Amt in dem von der CDU geführten Dezernat
Soziales, Senioren, Jugend und Recht zusammengeführt
und die sozialpsychiatrische Versorgung dem Gesund-
heitsamt, das zu dem von den GRÜNEN geführten Dezer-
nat Umwelt und Gesundheit gehört, eingegliedert.

Kliniken, komplementäre Angebote und das Amt für
Gesundheit bilden heute einen Verbund, der die Grund-
lage für eine Optimierung und Vernetzung der Versor-
gung psychisch kranker Bürgerinnen und Bürger der
Stadt Frankfurt am Main ist. »Das Innovative des
Gemeindepsychiatrischen Verbundes, den es in dieser
Form bisher in keiner anderen Großstadt Deutschlands
gibt: Die Kliniken haben sich zu einer Pflichtversorgung
der Kranken aus ihrem Sektor und die Hilfsorganisatio-
nen zu einer entsprechenden Einbindung in das System
verpflichtet. Die dritte Säule, die Abteilung Psychiatrie
des Stadtgesundheitsamtes, koordiniert und kommuni-
ziert eng mit den beiden Kooperationspartnern, um
Informationen und Anregungen für die weitere städti-
sche Planung zu erhalten.« (Wolfgang Schrank, Abtei-
lungsleiter Psychiatrie im Frankfurter Verein für soziale
Heimstätten in Frankfurt - Gesunde Stadt am Main/Aus-
gabe 3/Oktober 2001)

Man kann darüber diskutieren, ob es sich bei der Ent-
wicklung der letzten vier Jahrzehnte um eine Reform
gehandelt hat oder nur um die Verbesserung der institu-
tionellen Bedingungen. Gemessen werden sollte dies ins-
besondere daran, wie weit die Öffnung der Institutionen
und die Verlagerung der Behandlungsschwerpunkte in
den ambulanten Raum gelungen ist und sich die Akzep-
tanz durch die Öffentlichkeit und die sogenannten
Gesunden erhöht hat.

Jürgen Lilischkies
Jürgen Lilischkies war ab 1978 fünf Jahre als Sozialarbeiter in der Fürsorgestelle für Gemüts-
und Nervenkranke beschäftigt, wirkte bei deren Umgestaltung mit und war der erste Leiter des
neu geschaffenen Sozialdienstes für psychisch Kranke in Frankfurt am Main. Bis 1992 war er
schließlich Mitarbeiter der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt e. V., gründete dort das
Betreute Wohnen und die Tagesstätte Teplitz-Pavillon. Danach war er bis zum Schluss seiner
hauptberuflichen Tätigkeit im Jahr 2013 beim Landesverband Hessen des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes als Regionalgeschäftsführer zuständig für die Region Frankfurt am Main,
Main-Taunus-Kreis und Hochtaunuskreis. Die Geschäfte des Paritätischen Betreuungsvereins
Frankfurt führt er noch weiter.
gf@pbv-frankfurt.de
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gung am allgemeinen Arbeitsmarkt. Diese Angebote
sind begrenzt und der Zugang ist eng reguliert. Individu-
elle, bedürfnisangepasste Hilfen, die zur Arbeit am allge-
meinen Arbeitsmarkt oder zu einer sinnhaften Beschäfti-
gung führen, stehen nur begrenzt zur Verfügung. Die
Möglichkeiten zum Übergang von der Werkstatt zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt sind unsicher und mit Risiken
verbunden und in der Praxis derzeit nur für eine kleine
Gruppe betroffener Personen möglich. Das Persönliche
Budget, das individuelle Lösungen ermöglichen und ein
Zusammenwirken der Leistungsträger sichern würde,
wird nur im Einzelfall umgesetzt.

Chronifizierung und Hospitalisierung – trotz
aller Reformen ein ungelöstes Problem: Die Psy-

chiatrie-Enquete thematisierte Hospitalisierung
und Chronifizierung. Die Versorgungsstrukturen haben
sich geändert, trotzdem führen auch die heutigen Struk-
turen der Psychiatrie zu Chronizität. Häufig wird Chroni-
fizierung in Zusammenhang mit der Betreuung in Hei-
men beschrieben, aber auch Tagesstätten oder ambulan-

Die Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e. V.
(DGSP) fordert regelmäßige Berichte zur Lage der Psychia-
trie, um Stillstand und Teillösungen mit einem Psychi-
atriebericht zu überwinden und die unvollendete Psy-
chiatriereform weiterzuführen. Hintergrund dieser Forde-
rung sind bestehende Mängel in der psychiatrischen Ver-
sorgung, die im Interesse der Menschen mit einer psy-
chischen Erkrankung bzw. Behinderung zu beheben sind.
Dem Thema inhärent ist die komplexe Problemstruktur,
die in der Praxis vorzufinden und die bei einer Lösung zu
berücksichtigen ist, will man über punktuelle Lösungs-
versuche - die oftmals neue Probleme generieren -
hinauswirken. Die nachfolgend benannten Problemstel-
lungen bedingen sich teilweise bzw. stehen auf Grund
der Komplexität in einem Wechselverhältnis zueinander.
Lösungsschritte müssen daher umfassend und nachhal-
tig gegangen werden. Anzumerken ist, dass diese Pro-
blemdarstellung keine abschließende und allumfassende
Bestandsaufnahme darstellt.

Ziel dieser Auflistung ist es, für die Wahrnehmung der
Mängel und deren Abhilfe i. S. der Menschen mit einer psy-
chischen Erkrankung zu sensibilisieren. Ein wesentlicher
Schritt wird - wie von uns gefordert - die wiederkehrende
Erstellung des Berichtes zur Lage der Psychiatrie sein.

Arbeit: Die Rechte auf Arbeit und Rehabilitation
(Artikel 26/27 der UN BRK) werden unzureichend

umgesetzt. Nach dem Teilhabebericht 2013 des
BMAS geht etwa die Hälfte der Menschen mit chroni-
schen psychischen Erkrankungen im erwerbsfähigen
Alter keiner Erwerbstätigkeit nach. 20 Prozent sind in
einer Werkstatt für behinderte Menschen tätig. 15 Prozent
nutzen Hilfsangebote wie Tagesstätten. Es gibt Hilfsange-
bote zwischen dem allgemeinen und dem besonderen
Arbeitsmarkt und Angebote der Begleitung für Beschäfti-

Der Vorstand der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie hat im
letzten Jahr in einer zusammenfassenden Stellungnahme den derzeiti-
gen Reformbedarf in der Psychiatrie von A bis Z skizziert.

»Verhandeln statt behandeln« - 
Problemanzeige und Handlungsoptionen

Nach der Psychiatriereform ist vor der Psychiatriereform – ein Dokumentation

Probleme von A bis Z

A
C
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te Wohnformen können zur Chronifizierung beitragen. Es
sollten die Ursachen bestimmt und Gegenmaßnahmen
entwickelt werden.

Erreichbarkeit: Viele psychisch erkrankte Men-
schen und ihre Bezugspersonen finden viel zu

spät Hilfe. Es müssen Wege gefunden werden, wie
Betroffene früher den Weg zu Hilfen finden. Die Wege
müssen individuell, bedürfnisangepasst sein und Respekt
für die subjektive Perspektive haben. Der Standard sollte
sein, je früher, desto vorsichtiger. Hilfen sind oft nicht
erreichbar, nicht passend oder nicht flexibel genug. Aber
auch Angst vor Stigmatisierung und Ausgrenzung hält
die Betroffenen und deren Angehörige von dem ersten
notwendigen Schritt ab. Diese Verzögerung hat schwer-
wiegende negative Folgen und führt unter anderem
dazu, dass viele Betroffene ihre sozialen Bezüge verlieren,
Familie und Freunde, Schule oder Arbeitsplatz. Psychosen
werden z.B. häufig viel zu spät erkannt. Zumeist verge-
hen 2 bis 5 Jahre bis zur Diagnosestellung und dem
Beginn der Behandlung.

Experten aus Erfahrung (Experienced Involvement) könn-
ten einen nutzerorientierten Perspektivenwechsel einlei-
ten, aber ihre Ausbildung und Beschäftigung wird unzu-
reichend gefördert: Die Einbeziehung Psychiatrie-Erfahre-
ner und Angehöriger erweitert das Wissen über psy-
chische Erkrankungen und führt zu einem anderen Blick
auf die Psychiatrie. Die Einbeziehung von Genesungsbe-
gleitern lässt Behandlung und psychosoziale Hilfen wirk-
samer werden. Es gibt vielfältige Projekte unter der Über-
schrift EX-IN in denen Psychiatrie-Erfahrene ausgebildet
und beschäftigt werden. Eine regelhafte Einbeziehung
findet bisher nicht statt. Viele Fragen sind nicht geregelt.
Offen sind z.B. das Berufsbild oder die Einbeziehung in
die Vergütungsvereinbarungen.

Forensik (die psychiatrische Maßregel): Die psy-
chiatrische Maßregel nach § 63 StGB (im Jargon:

Forensik) ist ein vor 80 Jahren ins Strafrecht einge-
fügtes kriminalrechtliches Instrumentarium, um krank-
heitsbedingt schuldunfähige Straftäter – länger als bei
einer schuldangemessenen Strafe möglich – wegsperren
zu können. Ihr Hauptzweck ist der Schutz der Allgemein-
heit durch die Verhinderung neuer Straftaten. Hinzuzu-
treten haben Behandlungsangebote. Sie sollen dazu bei-
tragen, die krankheitsbedingten Ursachen der Gefährlich-
keit zu beheben oder wenigstens zu reduzieren, um eine
Entlassung aus der geschlossenen Unterbringung zu
ermöglichen. Diese Aufgabe wurde dem psychiatrischen
Krankenhaus zugewiesen. In der Enquete von 1975 hieß
es über diesen Maßregelvollzug, er bilde die absolute
Schlusslichtposition im Versorgungsbereich. Seither hat

sich im Blick auf Therapieangebote und -möglichkeiten
viel Positives getan. Für die Behandlung von psychisch
kranken, intelligenzgeminderten und persönlichkeitsge-
störten Menschen mit erheblichen Delikten wurden in
den Kliniken viele neue Mitarbeiter eingestellt. Sie leis-
ten qualifizierte Arbeit, was sich an den geringen Rück-
fallraten tatsächlich entlassener Personen zeigt. Dennoch
werden seit Jahren eklatante Fehlentwicklungen immer
deutlicher sichtbar: Die Festlegung der Durchführung der
psychiatrischen Maßregel ausschließlich im psychiatri-
schen Krankenhaus hat diese Einrichtungen – nicht
zuletzt auch angestachelt durch einen medial aufgeheiz-
ten Sicherheitsdiskurs – im Laufe der letzten 20 Jahre
baulich zu Hochsicherheitseinrichtungen vergleichbar
dem Strafvollzug werden lassen. Vor allem dadurch wur-
de die Forensik von den positiven Veränderungen, die die
allgemeine Psychiatrie in den letzten Jahrzehnten erfah-
ren hat, abgeschnitten. Wesentliche Indikatoren sind: ver-
mehrte Zuweisungen zur psychiatrischen Maßregel, ver-
ringerte Entlassraten, dadurch steigende Bestandszahlen,
erhöhter Platzbedarf, der nur durch Neubauten und
zusätzliches Personal gedeckt werden kann sowie erheb-
lich zunehmende Kostenlasten des Staates. Organisato-
risch-strukturell Lösungsmöglichkeiten: Auch die Foren-
sik muss über eine breite Palette von Sicherungs- und
Behandlungsinstitutionen und -intrumentarien, ver-
gleichbar denen der Allgemeinpsychiatrie, verfügen kön-
nen: vom hochgesicherten Krankenhaus bis zu langfristig
möglicher niedrigschwelliger ambulanter Begleitung,
über Tageskliniken, Heime, Betreutes Wohnen, vor allem
aber über eine leistungsfähige Forensische Ambulanz, die
nicht (nur) Nach-Betreuung übernehmen darf, sondern
integraler Teil der forensischen Versorgung ist. Es muss
ein in beide Richtungen gleitender und begleiteter Über-
gang zwischen stark gesicherten, geschlossen, offenen
und ambulanten Versorgungsformen ermöglicht werden,
der rasche Reaktionsmöglichkeiten auf gefährlichkeitsre-
levante wie krankheitsbedingte Krisen ebenso zulässt,
wie zügige Rücknahmen von nicht mehr erforderlichen
Einschränkungen der Freiheit. D.h. es bedarf eines Voll-
zugs der psychiatrischen Maßregel »in einer verantwort-
lichen Hand«. Das teilweise nebeneinander Agieren von
Führungsaufsicht, Bewährungshilfe und Forensischer
(Nachsorge-) Ambulanz bzw. die zeitaufwändigen und
fehleranfälligen Case Managements und Helferkonferen-
zen sind durch eine einheitliche Vollzugsverantwortung
zu ersetzen, d.h. die bisherigen Aufgaben der Führungs-
aufsicht müssen originärer Teil der psychiatrischen Maß-
regel werden. Rechtlich-normativ Lösungsmöglichkeiten:
In § 63 StGB ist die ausschließliche Zuweisung zu einem
»psychiatrischen Krankenhaus« durch eine offenere
Begrifflichkeit zu ersetzen, die es zulässt, die gesamte
Breite der psychiatrischen Versorgungsangebote auch
durch die Forensik in Anspruch nehmen zu können. Eine
institutionell – ohne Schutzbeeinträchtigungen – so
»geöffnete« psychiatrische Maßregel bedarf nicht mehr
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der nachgehenden Führungsaufsicht. Deshalb sind die
Personen, für die eine psychiatrische Maßregel angeord-
net wurde, aus dem Katalog der der Führungsaufsicht
unterstellten Personen in § 68 StGB herauszunehmen.
Damit wird auch die in § 67d Abs. 2 StGB vorgesehene
Bewährungsaussetzung, die bisher als hohe Schwelle
maßgeblich zu überlangen Verweildauern im geschlosse-
nen Bereich beträgt, entbehrlich, da die psychiatrische
Maßregel gleitend unterschiedliche Sicherungs- und Ver-
sorgungsinstitutionen in Anspruch nehmen kann.

Forschung: Die Psychiatrie betreibt überwiegend Medika-
mentenforschung. Die Ansätze der Versorgungsforschung
grenzen wichtige Fragen aus. Die DGSP fordert in ihren
»Denkanstößen«*, dass sich die psychiatrische Forschung
für die Interessen von Betroffenen und Angehörigen öff-
net und ihre Forschungsansätze weiterentwickelt, z.B.
mehr Forschung zu den Themen: Patientenzufriedenheit,
Empowerment, Gesundheitsforschung, Lebensqualitäts-
forschung, Recovery, mehr qualitative Forschung, mehr
partizipative Forschung, mehr Transparenz in der For-
schung (*www.dgsp-ev.de/denk-an-stoesse.html ).

Gesetzliche Betreuung: Die Zahl der gesetzli-
chen Betreuungen hat seit der Einführung des

Betreuungsrechts dramatisch zugenommen.
Neben demografischen Gründen ist für den psychiatri-
schen Bereich festzustellen, dass es in etlichen stationä-
ren Behandlungseinrichtungen einen Automatismus zu
geben scheint, den Herausforderungen durch »unkoope-
rative« PatientInnen mit der Beantragung einer rechtli-
chen Betreuung zu begegnen. Diese Situation führt bei
vielen betroffenen Menschen zu einer unnötigen Ein-
schränkung ihres Selbstbestimmungsrechts. Das fachli-
che Gebot »Verhandeln statt behandeln« wird überwie-
gend nicht angewandt und damit Grund- und Menschen-
rechte der PatientInnen außer Kraft gesetzt.

Geschlossene Heime: Trotz der Forderungen der UN-BRK
nach Teilhabe und Achtung des Selbstbestimmungs-
rechts ist die Praxis der geschlossenen Heimunterbrin-
gung für Menschen mit »besonders herausforderndem
Verhalten« in den letzten Jahren deutlich angestiegen.
Dieser Art der Heimunterbringung findet oft in Einrich-
tungen statt, die von dem Lebensmittelpunkt der betrof-
fenen Personen weit entfernt sind. Soziale Bezüge zum
Herkunftsort und damit Bezugspunkte für eine Rückkehr
werden somit gefährdet. Es fehlt eine einheitliche Daten-
erhebung der beschlossenen Unterbringungen in den
Bereichen der PsychKGs und des BTG. Eine zeitlich mög-
lichst kurz gefasste Dauer von Unterbringungsbeschlüs-
sen ist notwendig, damit das Ziel der Beendigung dieser
Form der Unterbringung von vorneherein in den Blick

genommen wird, damit geschlossene Unterbringung die
Ultima Ratio bleibt. Als erstes ist fest zu halten, das
Grund- und Menschenrechte auch hinter geschlossenen
Türen ihre Gültigkeit haben.

Krankheitsverständnis: Die Psychiatrie ist aktu-
ell durch ein reduktionistisches Krankheitsver-

ständnis geprägt. Für Menschen mit einer psy-
chischen Erkrankung bedeutet dies, dass das konstruktive
Zusammenwirken von Behandlung und psychosozialer
Unterstützung und die fachliche Ausrichtung auf Empo-
werment und Recovery deutlich zu kurz kommen bzw.
nicht stattfinden. Dieser Umstand fördert die Stigmatisie-
rung psychisch erkrankter Menschen und widerspricht
damit den Anforderungen der UN-BRK. Es muss ein
gemeinsames anthropologisches, psychotherapeutisches
Krankheitsverständnis entwickelt werden. Dieser Ent-
wicklungs- und Umorientierungsprozess ist »trialogisch«
zu gestalten.

Modelle der integrierte Versorgung (IV) - § 140
SGB V: Die Modelle zeigen auf, wie bedürfnisan-
gepasste Behandlung Praxis werden könnte. Aber

die Selektivverträge erreichen nur bestimmte Patienten
und Regionen und Modelle nach § 64b SGB V werden nur
in wenigen Regionen umgesetzt werden. Die Ziele der
Integrierten Versorgung, die Sektoren ambulante und
stationäre Behandlung zu überwinden, Alternativen zur
Klinik anzubieten und Hometreatment zu ermöglichen,
schließen an alte Forderungen der Sozialpsychiatrie an.
Jedoch haben nur Mitglieder bestimmter Krankenkassen
aufgrund der Selektivverträge mit den Vertragspartnern
Zugang zu dieser Versorgungsform. Die bestehenden Ver-
träge sind unterschiedlich gestaltet. Sie unterscheiden
sich hinsichtlich der erbrachten Leistungen, des Krank-
heitsverständnisses und der Steuerung. In 2013 sind
zusätzlich Modelle der Kliniken nach § 64b SGB V hinzu-
getreten. Solche Modelle zur integrierten Versorgung füh-
ren zu Verwerfungen, da sie auf Konkurrenz und Wettbe-
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werb zwischen Klinik und ambulanter Versorgung bauen
und so die notwendige Zusammenarbeit belasten. Auch
zwischen Behandlung und psychosozialer Versorgung ist
die Zusammenarbeit zunehmend schwieriger.

Psychopharmaka: ein Werkzeug unter vielen -
ihr Nutzen wird überschätzt, der mögliche Scha-
den unterschätzt! Patricia Deegan beschreibt in

»Selbstbestimmt mit Medikamenten umgehen«: »Psy-
chopharmaka als ein Werkzeug unter vielen anderen,
welche man einsetzen kann, um gesund zu werden«. Die-
ser hier formulierten selbstbewussten und –bestimmten
Haltung steht ein reduktionistisches, biologisches Krank-
heitsverständnis entgegen, das auf medikamentöse
Behandlung und Compliance setzt. Mit dem »Memoran-
dum zur Anwendung von Neuroleptika« hat die DGSP
den Diskurs über wichtige Fragen der Psychopharmako-
therapie angeregt. Im Dezember 2013 wurden diese Aus-
sagen nach Auswertung aktueller Studien um 10 Kern-
aussagen erweitert. Es bleibt zu hoffen, dass Erkenntnisse
hieraus in die »S3 Leitlinie Schizophrenie«, die derzeit
überarbeitet wird, Eingang finden. Die Patienten werden
unzureichend aufgeklärt, bei dem Wunsch nach Redukti-
on der Medikamente unzureichend begleitet. Verhandeln
statt Behandeln/partizipative Entscheidungsfindung sind
noch lange nicht in der Praxis angekommen.

Pauschalierendes Entgeltsystems in Psychiatrie und Psy-
chosomatik (PEPP): Ein breites Bündnis von Fachverbän-
den, Vereinigungen der Zivilgesellschaft und Trägerorga-
nisationen der Leistungserbringer lehnt die Einführung
von PEPP in der aktuellen Form vehement ab! Festzustel-
len ist, dass die Behandlungs- und Versorgungssituation
für schwerst psychisch erkrankte Menschen schon jetzt
bedenklich ist. Diese Personen werden oftmals unzurei-
chend behandelt aus den Kliniken in die dann überfor-
derte ambulante Betreuungssituation entlassen. Die Fol-
ge: Die Praxis der geschlossenen Unterbringung dieser
Personen in speziellen Heimeinrichtungen hat in den

letzten Jahren deutlich zugenommen. Auch mehrfache
Aufenthalte in Kliniken der Allgemeinpsychiatrie schüt-
zen die Menschen nicht davor straffällig auffällig zu wer-
den, mit der Folge, dann eingewiesen zu werden und so
einer langandauernden und kostenaufwendigen Behand-
lung in den Klinken des Maßregelvollzugs zu bedürfen.
Mit der Einführung von PEPP in der bisher entwickelten
Form wird sich die Situation der schwerst-chronisch
erkrankten Menschen weiter deutlich verschlechtern.
Statt Inklusion, wie von der UN-BRK gefordert, findet so
Exklusion statt! Dies kann nicht von der Politik ernsthaft
gewollt sein! Um diesem Mangel zu begegnen halten wir
folgende Schritte für erforderlich: die Einsetzung einer
Expertengruppe zur Überarbeitung eines veränderten
Entgeltsystems in den Bereichen Psychiatrie und Psycho-
somatik und die Einbindung alternativer, sektorenüber-
greifender und integrativer Behandlungsansätze in die
weiteren Überlegungen, sofortiger Stopp der weiten
Umsetzung des PEPP.

Psychotherapie: Die psychotherapeutische Versorgung
von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen
ist unzureichend. Der Dachverband Deutschsprachiger
Psychosetherapie e. V. beschreibt die Versorgungsrealität
in Deutschland wie folgt: »Wer eine schizophrene/kogni-
tive Psychose oder eine Depression/Manie mit psychoti-
schen Spitzen entwickelt, bekommt nur selten eine adä-
quate psychotherapeutische Hilfe.« Bei der psychothera-
peutischen Versorgung von Menschen mit schweren psy-
chiatrischen Erkrankungen klafft eine große Lücke zwi-
schen Theorie und Praxis. Es gibt einen erheblichen Wis-
senszuwachs zu Erkrankungen und Behandlungsmög-
lichkeiten, in der Praxis ist er jedoch nicht angekommen.
Die Psychotherapierichtlinien behandeln Psychosen als
Randgebiet mit spezifisch zu begründender Indikation; in
der Behandlungsleitlinie Schizophrenie muss Psychothe-
rapie umfassender beschrieben werden; die niedergelas-
senen Psychotherapeuten müssen sich für die Behand-
lung von Menschen mit schweren psychiatrischen
Erkrankungen qualifizieren und öffnen. Die Strukturvor-
schläge des GKV-Spitzenverbandes für ambulante Psy-
chotherapie würden den Zugang zu Psychotherapie ins-
besondere für Menschen mit einer schweren psychischen
Erkrankung weiter erschweren.

Rechtsansprüche psychisch kranker Menschen
auf psychiatrische Krankenpflege und Soziothe -
rapie werden nicht umgesetzt. Psychiatrische

Krankenpflege und Soziotherapie sind als Leistungen im
SGB V verankert. Die Leistungen werden jedoch nur in
großen Städten angeboten. In kleinen Städten und im
ländlichen Raum lassen sich die Leistungen aufgrund der
Rahmenrichtlinien nicht wirtschaftlich erbringen. Die
IGES Studie* (Institut für Gesundheits- und Sozialfor-
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Bundesgerichtshofes haben Normen für die Umsetzung
von Zwangsmaßnahmen gesetzt. Die Fachverbände, der
Betreuungsgerichtstag, die Zentrale Ethikkommission der
Bundesärztekammer haben Position bezogen. Im Teilha-
bebericht 2013 des BMAS (Teilhabebericht 2013, S. 385)
wird unter der Überschrift »Risiken der Fremdbestim-
mung und Exklusion« die Beziehung zur UN BRK herge-
stellt und strenge Voraussetzungen für die Genehmigung
oder die Anordnung von Zwangsmaßnahmen eingefor-
dert. Die Ausgestaltung des Betreuungsrechts im BGB
und den Psychisch-Kranken-Gesetzen müssen das Recht
auf persönliche Freiheit und Sicherheit (Artikel 14 UN-
BRK) beachten, was teilweise bereits geschehen ist. Aus-
gehend von den Urteilen und der UN-BRK müssen profes-
sionell psychiatrisch Tätige, Betreiber und Verantwortli-
che in Einrichtungen ihre Haltungen und ihr Handeln
verändern. Der Verzicht auf eingreifende Mittel muss Ein-
gang in die psychiatrische Praxis finden.

Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e. V.
www.dgsp-ev.de
Der Vorstand, 28. April 2014

Hinweis: Wir verwenden in diesem Text wegen der besseren 
Lesbarkeit die männliche Schreibweise. Selbstverständlich sind von
uns Männer wie Frauen angesprochen!
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schung) hat für die Soziotherapie aufgezeigt, wo die
Ursachen liegen. (*www.gkv-
spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversiche-
rung_1/krankenhaeuser/psychiatrie/KH_IGES-Gutach-
ten_Modellprojekte_nach__64_b_2012_03.pdf)

Stigmatisierung - schädigt die Identität und
führt zu »zweiten Krankheit«*: Die Einstellung

gegenüber Menschen mit Depression, Schizophrenie und
Alkoholabhängigkeit hat sich in den letzten 20 Jahren
nicht verbessert. Gegenüber Menschen, die an einer Schi-
zophrenie erkrankt waren, nahmen Angst und Ableh-
nung zu. (Untersuchungsergebnisse der Universität Leip-
zig, 2013)**. Vor diesem Hintergrund müssen einerseits
»Antistigma-Kampagnen von unten«, wie sie vom Ver-
ein „Irre menschlich Hamburg“ entwickelt worden sind,
umfassend gefördert werden. (*Asmus Finzen. **
www.zv.uni-
leipzig.de/service/presse/nachrichten.html?ifab_modus=
detail&ifab_id=4995)

Zwang – die Würde des Menschen achten! Die
Diskussion darf sich nicht nur auf das Thema

Zwangsmaßnahmen begrenzen, sie muss umfassend
geführt werden. Haltungen, Maßnahmen, Strukturen …
müssen entwickelt werden, die es vermeiden, dass psy-
chisch kranken Menschen etwas gegen ihren Willen oder
gegen ihre innerste Überzeugung aufgezwungen wird.
Die Urteile des Bundesverfassungsgerichtes und des
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Irgendwie war es fast schon ein wenig frech, mich
mit gerade diesem Auftrag an die Fahrradwerkstatt des
Frankfurter Vereins für soziale Heimstätten e. V. am
Eschenheimer Tor zu wenden: Im Laufe der letzten Jahre
hatten mich bereits drei andere Fahrradgeschäfte jeder
Illusion beraubt – die »galvanische Korrosion« zwischen
Rahmen und Sattelstütze meines geliebten »Spezialized
Mountainbike« aus den 1980er Jahren galt übereinstim-
mend als »unlösbare« Aufgabe. Da ich mich und meine
Ansinnen – mein Fahrrad repariert zu bekommen und
darüber einen Artikel in den »Treffpunkten« veröffentli-
chen zu wollen – per Telefon angemeldet hatte und dabei

auf praktisch keine Gegenwehr gestoßen war, hielt sich
aber mein schlechtes Gewissen letztlich doch sehr in
Grenzen.

Lorenz Schmück, gemeinsam mit Hans-Günter Neise die
Gruppenleitung der Werkstatt, nahm zum vereinbarten
Termin mein Fahrrad entgegen und erklärte, dass sich die
Preise von Reparatur- und Wartungsaufträgen strickt
nach der »Arbeitswerteliste des Bundesinnungsverban-
des für das Deutsche Zweiradmechaniker-Handwerk«
richten. In dieser im Internet einsehbaren Liste sind alle
nur erdenklichen Arbeitsleistungen für die verschiede-

Forum

»Nichts ist unmöglich ...«

Eine Fahrradwerkstatt in Frankfurt am Main bietet erstklassigen Service

Von Stephan von Nessen

Die Fahrradwerkstatt Eschenheimer Tor ist Teil einer Reha-Werkstatt zur beruflichen
Rehabilitation. Hier arbeiten Frauen und Männer, die aufgrund ihrer eingeschränkten

psychischen Belastbarkeit derzeit keine Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
finden können und dennoch in der Lage sind, großartige Dienstleistungen zu 

erbringen, wie der Erfahrungsbericht unseres Autors belegt.
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nen Fahrradtypen minutengenau festgelegt.
Für den einfachen Wechsel einer Sattelstütze –
egal für welches Rad – sieht diese Tabelle bei-
spielsweise 1,5 AW vor. Eine Stunde hat 10 AW,
somit entsprechen 1,5 AW dem Zeitaufwand
von 9 Minuten. Als Kostenfaktor wird dabei ein
Stundenlohn von 48,- Euro in Rechnung gestellt.
Nach Adam Ries sollte mich also der unkompli-
zierte Austausch meiner Sattelstütze 7,20 Euro
kosten ... ein definitiv fairer Preis, wie ich fand.

Da es in meinem Fall mitnichten unkompliziert werden
würde, man mir aber versicherte ausdauernd und hartnä-
ckig zur Sache gehen zu wollen, habe ich einem Abwei-
chen von der Arbeitswerteliste selbstverständlich zuge-
stimmt.

Ich nutzte den Abgabetermin ausgiebig, um mich über
den Alltag in der Fahrradwerkstatt zu informieren und
ein paar Fotos zu schießen. Herr Schmück erklärte mir
nebenbei, dass insgesamt 20 Mitarbeiter in der Werkstatt
arbeiten. Im Durchschnitt seien sie seit sechs bis acht
Jahren hier beschäftigt. Die Arbeitszeiten seien in gewis-
sem Maße flexibel von 8.00 bis 16.00 Uhr und von 10.00
bis 18.00 Uhr.

Für Kunden sei eine Terminvereinbarung vorab per Tele-
fon, Mail oder die Homepage im Internet zu empfehlen,
wobei Notfälle wie geplatzte Schläuche und gerissene
Bremszüge am selben Tag angenommen und – so irgend
möglich – auch behoben werden. Die Regel sei eine Ter-
minvereinbarung binnen 14 Tagen. Nach In-Augen-
scheinnahme würden notwendige Arbeiten sowie zu
erwartende Kosten besprochen. In der Regel könnten die
Räder nach ein bis zwei Werktagen repariert abgeholt
werden.

Herr Neise beschrieb eine kontinuierliche Qualifikation
der Mitarbeiter der Werkstatt. Je nach individueller Nei-
gung, Begabung, Auffassungsgabe, Motivation, Zuverläs-
sigkeit und auch Erfahrung würden von einfachen Tätig-
keiten wie dem Wechseln von Schläuchen oder Mäntel
bis hin zu diffizilen Wartungen und Reparaturen von
modernen Komponenten wie Hydraulikbremsen oder
Nabenschaltungen alle anfallenden Aufträge an Mitar-
beiter oder die beiden Gruppenleiter verteilt. Aufgabe der
Gruppenleitung sei hier eine gerechte Arbeitsverteilung,
die niemanden über- oder unterfordere sowie die Sicher-
stellung einer einwandfreien Qualität, die eine gefahrlose
Teilnahme am Straßenverkehr ermöglicht.

Aufgrund der besonderen Anforderungen an Sicherheit
und Funktionalität und der kaum noch zu überschauen-
den Vielfalt unterschiedlicher Ersatzteile elektrisch ange-
triebener Räder (Pedelecs) hätten sie entschieden, Repara-
turaufträge, die unmittelbar die Elektrik von Pedelecs
betreffen (Motor, Steuerung, Akkus), nicht anzunehmen.

B
Fahrradwerkstatt 
Eschenheimer Tor
Eschersheimer Landstraße 65 
60322 Frankfurt am Main 
Telefon 069 13024862
www.fahrrad.frankfurter-verein.de
fahrrad@frankfurter-verein.de

Öffnungszeiten
Mo., Di. und Mi. 10.00–18.00 Uhr
Do. 11.00–19.00 Uhr
Fr. 11.00-18.00 Uhr
Samstags ist die Werkstatt geschlossen
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Die Abwicklung von Arbeitsaufträgen und die gesamte
Terminplanung wird über das Computerprogramm
»velo.port« abgewickelt, welches Zugang zu allgemeinen
Produktinformationen, Gebrauchs- und Reparaturanlei-
tungen, Sicherheitshinweisen, technische Dokumentatio-
nen, Ersatzteillisten, Explosionszeichnungen etc. ermög-
licht und gleichzeitig Terminplanung, Rechnungserstel-
lung und auch Bestellungen realisiert.

Lorenz Schmück berichtete von einer intensiven Vernet-
zung innerhalb der verschiedenen Einrichtungen im
Rhein-Main-Gebiet. Aufgrund der gut funktionierenden
Zusammenarbeit habe er beispielsweise jüngst einem
Kunden helfen können, einen Kontakt zu einem Rahmen-
bauer herzustellen, der einen Bruch am Rahmen eines
seinerzeit sündhaft teuren Francesco-Moser-Rennrades
reparierte.

In der unweit des Eschenheimer Tores an einer der meist
befahrenen Straßen Frankfurts befindlichen Einrichtung
kann man auch fertige Fahrräder kaufen oder nach indi-
viduelle Wünsche ein eigenes Rad in Bestellung geben.

Über einen Berliner Zwischenhändler bietet die Fahrrad-
werkstatt fertig konfigurierte Räder eines italienischen
Produzenten zum Kauf an. »Bella Ciao« Fahrradrahmen
werden in dritter Generation eines Familienbetriebes in
einer Manufaktur in Norditalien von Hand gefertigt. Laut
deren Internetauftritt ein Betrieb mit hohem ästheti-
schen Anspruch, in dem die Finessen der Rahmenbau-
kunst ganz traditionell vom Vater auf den Sohn vererbt
werden. Durch Endmontage innerhalb der Fahrradwerk-
statt ergebe sich für den Kunden ein gewisser Preisvor-
teil. Die ausgestellten, zeitlos klassisch-eleganten Expona-
te begeistern Mitarbeiter der Fahrradwerkstatt wie mich
gleichermaßen.

Individuelle Wünsche zur Konfiguration eines Rades
(Hausmarke: DAS FAHRRAD) werden über einen tsche-
chischen Partner binnen Dreiwochenfrist mit gutem
Preis-Leistungs-Verhältnis realisiert.

Ich wurde nach drei Tagen per Handy benachrichtigt,
dass mein Rad fertig sei. Unter der Hand erfuhr ich, dass
sich zwei Mitarbeiter der Werkstatt mittels Metallraspeln
und in mühseliger, stundenlanger Handarbeit dem drei-
ßig Jahre alten Rost angenommen hatten. Im Hinblick
auf die real resultierenden AW bekam ich einen wirklich
sehr fairen noch zweistelligen Preis (inklusive neuer Sat-
telstütze) gemacht. Hier keimte es dann doch ein wenig
auf – mein schlechtes Gewissen. Nachdem ich meinen
Sattel knapp einen Zentimeter niedriger gestellt hatte,
und mit ungleich angenehmerem Fahrgefühl unterwegs
war verschwand dieses jedoch rasch und machte einem
Gefühl von völliger Zufriedenheit Platz.

An dieser Stelle wäre meine Bitte an die Leser, sich
zukünftig aber nicht nur mit nahezu unlösbaren Proble-
men an die Fahrradwerkstatt zu wenden, sondern auch
mit normalen Reparaturaufträgen dort vorstellig zu wer-
den. Aber auch übliche Verbrauchsmaterialien wie Helme
oder Handschuhe sowie »Upgrades« von Klingeln, Len-
kergriffen, Gepäckträger und Transportkörben lassen sich
dort erstehen und für wenig Aufpreis auch einbauen.

Forum

Stephan von Nessen 
ist 1. Vorsitzender der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V..

Redaktionsmitglied der »Treffpunkte« - und passionierter Radfahrer.
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Lebensräume

Vor 25 Jahren gründete LEBENSRÄUME in der Seligenstäd-
ter Straße 18 in Obertshausen ein gemeindepsychiatri-
sches Zentrum nach dem neuen Konzept der deutschen
Psychiatriereform. Menschen mit seelischen Erkrankun-
gen sollten außerhalb der Klinik alle benötigten Hilfen
an einem Standort erhalten.

Die Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstelle nahm die
Arbeit auf, der ambulante Dienst für Betreutes Wohnen
und die Tagesstätte wurden eingerichtet, vielfältige Wohn-
angebote entwickelt. Die Beratung und  Förderung sollte
sich an den Bedürfnissen der Menschen orientieren, die
begleitenden Hilfen das benötigte Maß an Sicherheit und
Geborgenheit gewährleisten. 1994 wurde Am Bahndamm
2 in Seligenstadt die Arbeit aufgenommen. Im Sommer
2015 werden in verkehrsgünstiger Lage mit einer vergrö-
ßerten Tagesstätte neue Räume in der Frankfurter Straße
eröffnet. Das gemeindepsychiatrische Zentrum in Oberts -
hausen und Seligenstadt ist für den gesamten Ostkreis
Offenbach zuständig und unterstützt in einem Einzugsbe-
reich von 130.000 Einwohnern mit 25 Mitarbeitern über
250 Menschen in den Bereichen Beratung und Begegnung,
Tages- und Freizeitgestaltung sowie mit vielfältigen
Wohn- und Beschäftigungsangeboten.

In der Beratungsstelle erbringen Mitarbeiter Hilfestel-
lung bei behördlichen Antragsverfahren, sie informieren
über Krankheitsbilder und Behandlungsmöglichkeiten
und suchen gemeinsam mit Hilfesuchenden nach Pro-
blemlösungen. Ein Offener Treff kann werktags kosten-
frei und unverbindlich besucht werden.

»Unser Zentrum ist ein Ort der Begegnung geworden,
Junge wie Alte gehen ein und aus, unsere Türen stehen
stets offen«, schildert Betriebsleiterin Monika Hubert. Sie
sieht damit die zentralen Ziele wie Teilhabe und Integra-
tion auf einem sehr guten Weg. Berührungsängste und
Vorurteile gegenüber psychisch kranken Menschen konn-
ten in der 25-jährigern Arbeit abgebaut werden - auch
über Religionen und Kulturen hinweg. Man trifft sich bei
der Katholischen Gemeinde ebenso wie in der Moschee.
Gesunde und Erkrankte spielen miteinander Fußball oder
Tischkicker, es wird gemeinsam gesungen oder das
Schwimmbad besucht. »Hier wird Integration Tag für Tag
gelebt.«

Einen niedrigschwelligen Zugang bietet der Offene Treff
in der Tagesstätte. Die Menschen schätzen es, eine
Anlaufstelle zu haben und sich mit Gleichgesinnten
unverbindlich austauschen zu können. Das gibt Sicher-
heit und ein Gefühl von verstanden werden. Bis zu 20
Menschen treffen sich freitags um 13:30 Uhr bei eine Tas-
se Kaffee zum Wochenausklang, oft mit selbstgebacke-
nem Kuchen. Beim Treffen gibt es keine Verpflichtung. So
lesen die einen in der Zeitung, andere spielen Skat oder
Tischfußball, spontan wird ein Spaziergang unternom-
men. Einmal im Monat kommt die Gemeindereferentin
mit ihrer Gitarre, es wird gesungen und über »Gott und
die Welt« geplaudert. Im März hatte die islamische Assa-
lam Gemeinde zu Kaffee und Kuchen eingeladen.

Im Bereich Teilhabe und Beschäftigung sind die Tages-
stätten in Obertshausen und Seligenstadt wichtiger

Gemeindepsychiatrisches Zentrum Obertshausen 
Offener Ort der Begegnung
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Dreh- und Angelpunkt. Hier wird morgens gefrühstückt,
gemeinsam für das Mittagessen gekocht, im Garten und
in der Werkstatt gearbeitet oder Freizeitveranstaltungen
geplant. An den Angeboten können sowohl die Besucher
der Tagesstätte als auch die Gäste des Offenen Treffs teil-
nehmen. Eine Gartengruppe in Obertshausen bepflanzt
und pflegt den hauseigenen Garten und die Innenhöfe.
Das erntefrische Obst und Gemüse wird in der Tagesstät-
te und in den Wohngruppen gemeinsam zubereitet.
Gewerbliche Aufträge wie Montage-, Demontage-, Klebe-,
Sortier-, Verpackungs- und Kuvertierarbeiten werden
angeboten. Die Arbeit hat für die Besucher ein wichtige
Funktion: Sie strukturiert den Tag und gibt das Gefühl
von Normalität. Norbert Lauer (Name geändert) erzählt:
»Ich arbeite täglich drei Stunden in der Tagesstätte und
im Garten und freue mich über das selbst gekochte Mit-
tagessen. Jeden Montag trainiere ich mit der Fußball-
gruppe auf dem Sportplatz. Die Tagesstätte gibt mir
Struktur und Sicherheit.«

Sehr geschätzt wird auch das umfassende Gruppenange-
bot: Auf dem Wochenplan stehen Morgengymnastik und
Zeitungsgruppe, eine Sing- und Schwimmgruppe sowie
ein Kompetenztraining, um nur eine Auswahl zu nen-
nen. 14-tätig treffen sich mittwochs um 17:30 Uhr Besu-
cher und Freunde des Zentrums beim Stammtisch in der

Alten Schmiede »La Fattoria« in der Kantstraße 6 in
Obertshausen.

Umfassend ist auch das Wohnangebot: Drei Wohnhäuser
befinden sich fußläufig in Nachbarschaft zum Zentrum.
Gewohnt werden kann in kleinen Wohngruppen im Rah-
men eines Wohnheimplatzes oder im Betreuten Einzel-
wohnen. Wer mehr Schutz und Sicherheit benötigt, kann
direkt im Zentrum im Gebäude der Tagesstätte wohnen.
Jeder Bewohner kann die Hilfe in Anspruch nehmen, die
er für sich benötigt. »Die Wohngruppe ist im Moment für
mich genau das, was ich brauche«, erzählt Nora Bauer
(Name geändert), die mit vier Frauen in einem zweige-
schossigen Wohnhaus lebt. Wer wieder alleine wohnen
möchte und kann, wird bei der Suche nach einer eigenen
Wohnung unterstützt und bei Bedarf durch das Betreute
Wohnen begleitet. Das kann im Haushalt oder beim Ein-
kaufen sein, bei der Suche nach einer Beschäftigung oder
einer sinnvollen Freizeitgestaltung, auch bei der Beglei-
tung zu Ärzten und Behörden.

LEBENSRÄUME Obertshausen
Monika Hubert, Ina Habermann, Friedensstraße 20,

63179 Obertshausen, Telefon 06104 6000-0
Monika.Hubert@lebmail.de
Ina.Habermann@lebmail.de

Lebensräume

»Ohne Tagesstätte hätte ich  keinen Grund  aufzustehen«

Elisabeth L., 48 Jahre, besucht seit zehn Jahren jeden Vor-
mittag die Tagesstätte in Langen. Zweimal wöchentlich
übernimmt sie den Frühstücksdienst, hilft im Küchen-
dienst beim Abräumen und Spülen und arbeitet täglich
zwei Stunden in der »Werkstatt«. Ihre Dienste macht sie
gerne. In der Tagesstätte fühlt sie sich gut aufgehoben und
hat eine gute Freundin gefunden. Sie besuchen sich zwei-
mal in der Woche und gehen zusammen eine Cola trinken
oder Pommes essen.

»Ich fühle mich in der Tagesstätte gut aufgehoben und
mache meine Dienste gerne«, sagt Elisabeth L. Die gelernte
Arzthelferin und Diplom-Krankenschwester begann ihre
Berufstätigkeit bei einem Frauenarzt und arbeitete bis zu
ihrer Erkrankung in einem Seniorenwohnheim. Elisabeth
L. hört Stimmen und leidet unter Angst- und Panikatta-
cken. Wegen »Rumschreien« verlor sie nach mehreren
Aufenthalten in der psychiatrischen Klinik in Riedstadt
ihre Wohnung. Sie besuchte die Tagesklinik Raunheim und
arbeitete in der Reha-Werkstatt Oberrad.

Elisabeth L. wohnt heute in einer 2-Zimmer-Wohnung mit
kleinem Balkon in Langen. Sie besitzt eine Monatskarte

und trainiert gegen ihre Angst den Umgang mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln. »Die Tagesstätte hilft mir, meinen
Tag zu strukturieren.« Wenn mittags »die Stimmen kom-
men«, geht Elisabeth L. nach Hause und legt sich für zwei
Stunden ins Bett.

Besonders gefallen ihr die jährlichen Wochenfreizeiten der
Tagesstätte: woanders schlafen, essen gehen und Stadtbe-
sichtigungen bereiten ihr Freude. Elisabeth L. würde gerne
richtig Urlaub machen und ans Meer fahren. »Alles wird
gut«, ist ihr Lebensmotto.
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Kunterbunt laufen 26 Menschen auf blauen Matten
durch das großzügige Shinson-Hapkido-Studio, atmen
dabei locker durch. »Jetzt schneller, dabei leicht lächeln,
aufeinander zulaufen und seitlich ausweichen«, ruft der
Kursleiter in den Raum. Alle sind flott auf ihren Socken
unterwegs, einige barfuß. »Jetzt auf den Partner zulau-
fen, am Arm einhängen und einmal miteinander im
Kreis drehen.«

Ein zehnteiliges Gesundheitsaufbautraining nach Qi Gong
besuchen seit letzten Herbst Menschen mit psychischen
Erkrankungen aus fünf LEBENSRÄUME-Tagesstätten in
Stadt und Kreis Offenbach. Mit lebendigen Bewegungs-,
Konzentrations- und Partnerübungen lernen die Kursteil-
nehmer dabei, negative Gedanken loszulassen sowie
Ängste und Kontaktschwierigkeiten zu überwinden. Erste
Erfahrungen zeigen, dass sie dabei ihre Körper lebendiger
wahrnehmen und entspannter miteinander umgehen
können. Im Februar 2015 startete der zweite Kurs in
Offenbach-Bieber.

»Wir machen hier keine trockene Hausfrauengymnas-
tik«, erzählt nach der Kursstunde Helma Josef (alle Teil-
nehmernamen geändert). Sie ist mit ihren 77 Jahren die
älteste Teilnehmerin. »Nach dem Training bin ich nicht
mehr so in mich gekehrt, fühle mich freier, lebhafter und
mein Gleichgewicht ist besser. Qi Gong macht Spaß und

hält fit.« Auch Sonja Kern ist gerne dabei: »Meine Beweg-
lichkeit ist besser geworden. Die Partnerübungen mit
Rücken abklopfen und massieren machen Spaß.« Für
Kursleiter Armin Schippling stehen Freude, Spaß und das
Zusammensein an erster Stelle. Jeder ist okay, so wie er
ist, nichts ist falsch, was gemacht wird.

Sind die Teilnehmer »aufgewärmt«, stehen Atem-, Deh-
nungs- und Streckübungen auf dem Programm. Tief ein-
und ausatmen, Arme anheben und senken, seitlich zur
Decke strecken. Kopf- und Schultern kreisen. Dann wie-
der die gestreckten Arme nach vorne führen, zur Decke.
»Energietraining« ruft der Kursleiter. Wichtig ist die »per-
sönliche Klopfmassage«: auf die eigenen Schultern klop-
fen hebt das Selbstwertgefühl. Nach den Einzelübungen
wird wieder durch den Raum gegangen, sich mit ver-
schränkten Armen vor dem Partner verneigt, Wertschät-
zung und Respekt geübt. »Bist ein toller Mensch.« Alle
machen mit. Selbst zurückhaltende Kursteilnehmer neh-
men Kontakt auf, beteiligen sich an den Partnerübungen
mit Schulter und Rücken abklopfen im Stehen, später
wird um den gebeugten Rücken des Partners klopfend im
Kreis gelaufen.

Mitarbeiterin Lisette Lisiecki aus Obertshausen erwähnt,
dass ein »professioneller Ort« außerhalb der Tagesstätte
wichtig ist. »Loslassen können und sich auf Partnerübun-

»Quasi-Qi Gong« macht Spaß und sorgt für ein gutes Körpergefühl
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gen einlassen gehen dann leichter.« Der Ortswechsel hat
einen doppelten Effekt: So trauen sich die Menschen
außerhalb ihrer Tagesstätten mehr zu, sind gelassener,
offener. Kommen sie in ihre gewohnte Umgebung
zurück, wagen sie es, Erlerntes auszuprobieren. »In der
Theatergruppe brachten Teilnehmer zwischen den Pro-
ben als Entspannungs- und Lockerungsübungen das
gegenseitige Abklopfen von Schultern und Rücken sowie
Massageübungen ein«, erzählt begeistert die Diplom-Psy-
chologin.

Heike Kaas, Mitarbeiterin der Tagesstätte in Langen
berichtet, dass die Besucher nach den erfolgreichen
Trommelworkshops den Wunsch nach Qi Gong einge-
bracht haben. Die Körperwahrnehmung sollte trainiert
und neue Bewegungsformen kennengelernt werden. Die
Suche nach einem geeigneten Kursleiter sei schwierig

gewesen, die Entscheidung schließlich für das Shinson-
Hapkido-Studio in der Seligenstädter Straße 107 in Offen-
bach-Bieber gefallen. »Der Kursleiter kann die Leute aus
sich herausholen und schafft es, verschlossene Menschen
zu öffnen.« Heike Kaas nennt das zehnteilige Gesund-
heitsaufbautraining »Quasi-Qi Gong«. Den Teilnehmern
macht es Spaß, die Kurse jeden Dienstag um 10.00 Uhr
sind bis auf den letzten Platz belegt.

Britta Müller
Lebensräume Tagesstätte
Luisenstraße 9, 63067 Offenbach
Telefon 069 800824-40
Britta.Mueller@lebmail.de
www.lebsite.de • www.shinsonhapkido-of.de

Lebensräume

Erfolgreich kommunizieren mit psychisch kranken Menschen 

Das Buch »Wir brauchen noch Kaf-
fee und Zucker« ist eine einfühlsa-
me und liebevolle Hommage an
Menschen mit psychosozialen Han-
dicaps und psychischen Erkrankun-
gen sowie für jene, die sie in ihrem
Alltag begleiten. Von 2008 bis 2013
entwickelte der Autor und Herausge-
ber Johann Kneißl während seiner
Tätigkeit bei der Stiftung LEBENSRÄU-
ME zahlreiche Text-Bild-Reportagen. Er
besuchte die Menschen in Tagesstätten
und Integrationsfirmen, im Wohnheim
und in Wohngruppen, beim Gärtnern
im Schrebergarten oder beim Psychoe-
dukationskurs in der Klinik. Er fragte die
Menschen und ihre Helfer um ihr Einver-
ständnis, oft haben sie aber selbst um ein Interview und
eine Fotoaufnahme für »ihr Projekt« gebeten. 

Die Texte wurden mit den Interviewpartnern abgestimmt.
Ziel war stets die Veröffentlichung auf einer Webseite.
Andere sollten sehen, wie Menschen mit psychischen
Erkrankungen ihren Alltag gestalten, Vorurteile und Ängs-
te abgebaut werden. Im Laufe der Jahre wuchs der Wunsch
bei den betroffenen Menschen, über sich zu erzählen, sich
fotografieren zu lassen. Oftmals hatten die professionellen
Helfer damit Probleme, wollten ihre Betreuten nicht der
Öffentlichkeit »ausliefern«. Doch das ist nie passiert. Im
Gegenteil: Menschen, die bislang wenig von psychischer
Erkrankung wussten oder sich schwer taten, mit Erkrank-
ten umzugehen, bekamen einen neuen Zugang, fühlten

sich nicht mehr bedroht, wurden aufgeschlossener. Betrof-
fene erlebten die Reportagen als Wertschätzung, sahen
sich wahrgenommen, ihre Isolation verringerte sich. Der
Autor lernte, dass die Erkrankten ganz normal leben und
im Grunde das tun, was gesund ist: zusammen kochen, im
Chor singen, einen Garten gestalten, malen und eine Aus-
stellung organisieren. Johann Kneißl, Jahrgang 1962, ist
Altenpfleger und studierte an der Goethe-Universität
Frankfurt am Main Germanistik und Philosophie. Bei der
Stiftung arbeitete er im Betreuten Wohnen und baute das
Ressort Kommunikation auf. 2014 gründete Johann Kneißl
in Offenbach die Agentur »alleMunde – anders kommuni-
zieren«. Für Sozial- und Gesundheitsunternehmen entwi-
ckelt er mit dem Schwerpunkt »Psychische Gesundheit«
mit Partnern Print- und Webmedien aus einer Hand.

Johann Kneißl: 
Wir brauchen noch Kaffee und Zucker

OE Offenbacher Editionen. 
160 Seiten. 16,80 Euro. 
ISBN 978-3-939537-37-3. 
Buchbestellung: Johann Kneißl, 
Taunusstraße 1, 63067 Offenbach am Main,
Telefon 069 17515675 oder 0176 50353472
Johann.Kneissl@allemunde.de,
www.allemunde.de
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      Frankfurter Psychiatriewoche 2015
Die 27. Frankfurter Psychiatriewoche findet in der Zeit von 17.-
25. September 2015 statt. Die Eröffnungsveranstaltung steht
dieses Jahr unter dem Thema »40 Jahre Psychiatrie-Enquete«
und wird am Donnerstag, den 17. September 2015 in der Zeit
von 13.00 bis 16:30 im Haus am Dom stattfinden. Das Organi-
sationsteam der Psychiatriewoche hat außerdem Zuwachs
bekommen: Dr. Barbara Bornheimer vom Bamberger Hof und
Herr Volk vom Frankfurter Verein für soziale Heimstätten
verstärken das Team um Gerlinde Heusser (ebenfalls vom
Frankfurter Verein), Gudrun Mehler von der Caritas, Alla
Ujkanovic vom Internationalen Familienzentrum und Andrea
Kempf von Perspektiven e. V.
www.pw.psychiatrie-frankfurt.de

»Lädchen für Alles« in Kronberg eröffnet
Seit November 2014
betreibt die Perspektiven
gGmbH, eine Tochtergesell-
schaft des Vereins Perspek-
tiven e. V. in Schönberg,
einem Ortsteil der Stadt
Kronberg im Taunus, einen
kleinen Nahversorgungs-
markt als Integrationsun-
ternehmen. Das »tegut …
Lädchen für Alles« (Foto)
sichert auf 200 Quadrat-

metern die Versorgung des Stadtteils mit allen Produkten des
täglichen Bedarfs und bietet Arbeitsplätze für Menschen mit
Behinderungen (§ 134 SGBIX). Darüber hinaus bietet es Mög-
lichkeiten der Praxiserprobung und des Zuverdienstes für
Menschen, die nicht einer sozialversicherungspflichtigen
Arbeit nachgehen können. Möglich wurde das Projekt durch
die Förderung des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen, einer
Anschubfinanzierung durch Aktion Mensch, die Unterstüt-
zung der Stadt Kronberg und privater Sponsoren. Die ersten
Monate zeigen, dass insbesondere ältere Menschen, die im
Stadtteil wohnen, das Angebot nutzen. Auch der Lieferservice
wird gerne in Anspruch genommen. Um langfristig bestehen
zu können, ist das Projekt auf weitere Unterstützung ange-
wiesen. Zu diesem Anlass hat sich kürzlich der Verein »Per-
spektiven in Schönberg« gegründet. Sein Ziel ist die finanziel-
le Unterstützung des Projektes, um Menschen mit Behinde-
rungen eine dauerhafte berufliche Perspektive zu bieten und
somit zugleich die Nahversorgung der Menschen im Stadtteil
zu sichern.
www.perspektivenev.de

Zum Nachlesen: »Überleben im Chaos«
In der letzten Frankfurter Psychiatriewoche hatte der Psycho-
soziale Dienst Dornbusch des Sozialwerks Main-Taunus zu
einem Fachvortrag von Dr. Alexander Ullrich zum Thema
»Messies - Überleben im Chaos« eingeladen. Rund 85 Interes-
sierte, Betroffene, Angehörige und Fachpersonal suchten
einen Platz im Vortragssaal; leider mussten einige Besucher
aufgrund der begrenzten Raumkapazität weggeschickt wer-
den. Der Vortrag mit 15 Folien steht deshalb mit Zustimmung
des Referenten auf der Webseite des Sozialwerks Main-Tau-
nus öffentlich zugänglich zur Verfügung.
www.smt-frankfurt.de

Sorge um die Seele
Einfach mal reden, spirituelle Angebote jenseits des Klinikall-
tags wahrnehmen, ein offenes Gespräch – dieses alles und
noch mehr bietet das neue Angebot »Seelsorge für psychisch
beeinträchtigte Menschen im ambulanten Bereich« des Bis-
tums Limburg in Frankfurt am Main. Das Angebot richtet sich
an Erkrankte, deren Familien, Freunde und Angehörige sowie
Mitarbeitende in den Einrichtungen – egal welche Konfession,
welches Alter oder welches Krankheitsbild vorliegt. »Jeder ist
herzlich willkommen, sei es zu Veranstaltungen, die im
Monatsprogramm angeboten werden, oder einfach nur zum
Reden«, so Angela Ruhr, die zuständige Referentin. Neben
Freizeitangeboten gibt es auch das Exerzitienangebot »All-
tagspause« und eine offene Sprechstunde im Haus der Volks-
arbeit in Frankfurt am Main.
a.ruhr@bistum-limburg.de

Landeswohlfahrtsverband fördert 
Frankfurter Integrationsprojekte

Der Landeswohlfahrtsverband Hessen fördert mit rund
24.000 Euro das Integrationsunternehmen Kombinat in
Frankfurt am Main, das sowohl das Casino im Tagungshotel
Hoffmanns Höfe als auch das Licht- und Luftbad am Main-
ufer betreibt. So kann das Unternehmen einen halben
Arbeitsplatz für einen behinderten Menschen schaffen. Kom-
binat ist derzeit in den Bereichen Reinigungsservice, Büroar-
beiten und Gastronomie tätig. Integrationsunternehmen
sind rechtlich und wirtschaftlich selbstständige Unterneh-
men zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Integrationsunternehmen
unterscheiden sich von anderen Arbeitgebern des allgemei-
nen Arbeitsmarktes durch den verbindlichen Unternehmens-
zweck, schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen, sowie
für schwerbehinderte Menschen arbeitsbegleitende Betreu-
ung anzubieten.
www.kombinat-frankfurt.de

rhein-main-
kaleidoskop
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Fachhochschule arbeitet mit Drogenhilfe zusammen
In Deutschland sterben jährlich mehr als eintausend Men-
schen an illegalem Drogenkonsum, davon rund zwei Drittel
an den Folgen einer Vergiftung mit Opiaten, vor allem
Heroin. Mit dem Ziel, die Zahl der Drogentoten zu reduzieren,
begleitet die Fachhochschule Frankfurt am Main zusammen
mit der Integrativen Drogenhilfe Frankfurt die Einführung
des Medikaments Naxolon zur Drogennotfallprophylaxe in
der Main-Metropole.
www.frankfurt-university.de

Fortbildung: »Meinen schwarzen Hund an 
die Leine legen«

Über den Umgang mit depressiven Menschen in der Sozial-
psychiatrie informiert eine zweitägige Fachtagung der Deut-
schen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie am 26. und 27. Juni
2015 in Frankfurt am Main. »Depressionen« tauchen als Pha-
sen bei zahlreichen Störungen auf, sei es als »depressive
Nachschwankung« bei Menschen mit Psychosen, sei es bei

bipolaren Störungen oder anderen Persönlichkeitsstörungen.
Oft können Profis sich zunächst ganz gut einfühlen. Grenzen
zeigen sich jedoch, wenn eine Depression chronisch wird und
Mangel an Energie und Selbstvertrauen das Leben nur noch
grau und hoffnungslos erscheinen lässt. Betroffene sehen
dann oft keine Auswege mehr und nehmen nur schwer Hilfe
an. Was Mitarbeitende sozialpsychiatrischer Dienste und Ein-
richtungen dann tun können, soll auf der Frankfurter Fachta-
gung diskutiert werden.
www.dgsp-ev.de

Tagesklinik für psychisch kranke Mütter eröffnet
Bis zu 15 Prozent aller Schwangeren entwickeln nachgeburtlich
eine depressive Episode. Hinzu kommen Frauen, die nach der
Niederkunft unter einer vorbestehenden psychischen Erkran-
kung leiden. Für den betroffenen Personenkreis hat die Vitos
Klinik Bamberger Hof ein im Rhein-Main-Gebiet neuartiges
Behandlungsangebot ins Leben gerufen: die »Mutter-und-
Kind«-Tagesklinik. »Die Mutter-Kind-Beziehung ist bei depres-

Schneller als erwartet konnte die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V. ihr Vorhaben eines Wohnprojekts als Bei-
trag zur Linderung der Wohnungsnot psychisch kranker Menschen
realisieren (vgl. Treffpunkte 1/2015). Im Frankfurter Stadtteil Nie-
derrad konnte ein komplettes Mehrfamilienhaus gefunden wer-
den, das neben drei abgeschlossenen Wohnungen auch noch eine
im Erdgeschoss liegende Büroetage besitzt. In der ehemaligen
Zahnarztpraxis sollen einige notwendige Arbeitsplätze der Bürger-
hilfe untergebracht werden. Das Haus ist in einem sehr guten
Zustand und weitgehend sofort beziehbar, so dass ab Mai 2015 die
ersten Bewohnerinnen und Bewohner einziehen können. Diese
werden dann im Rahmen des Betreuten Wohnens (betreute Wohn-
gemeinschaften) von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Bürgerhilfe ambulant begleitet. Das Haus befindet sich in guter
Lage, direkt an einer Straßenbahnhaltestelle, umgeben von vielen
Geschäften, also mitten im Stadtteil-Leben. Hinter dem Haus steht
noch ein Gärtchen zum Verweilen und Entspannen zur Verfügung.
Das Projekt versteht die Bürgerhilfe als kleinen Beitrag zur Entlas-
tung des für psychisch kranke Menschen dramatischen Woh-
nungsmarktes in Frankfurt am Main. Interessierte Menschen
 können sich an die Geschäftsstelle der Bürgerhilfe wenden.

Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt e. V.
Holbeinstraße 25-27, 60596 Frankfurt am Main

Telefon 069 96201869, E-Mail gst@bsf-frankfurt.de

Neues Wohnprojekt vor dem Start
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siven Müttern häufig gestört. Oft gelingt es ihnen zwar, die
Versorgung zu gewährleisten, aber im Rahmen der depressi-
ven Verstimmung sind die Mütter nicht in der Lage, eine
Beziehung zum Baby aufzubauen. Diese Beziehungsstörung
kann im Rahmen einer Mutter-Kind-Behandlung unmittelbar
bearbeitet werden«, betonte Dr. Barbara Bornheimer, die lei-
tende Ärztin der Vitos Klinik Bamberger Hof. Stationäre
Angebote für Mutter-Kind-Behandlung seien in Frankfurt am
Main bislang einzig an den Städtischen Kliniken Höchst vor-
handen. Die »Mutter-und-Kind«-Tagesklinik stelle deshalb
eine notwendige Ergänzung zu den vorhandenen stationären
Behandlungsangeboten dar.
www.vitos-hochtaunus.de

Offenbach vorne bei Psychotherapeuten
Offenbach hat mit 274,3 Prozent den besten Versorgungsgrad
mit Psychotherapeuten in Hessen. Das ergibt sich aus einer
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Bundestags-Drucksache
18/2491). Bundesweit am besten schneidet Heidelberg mit
386,6 Prozent ab. Über die Bedarfsplanung werden bundes-
weit einheitlich Arztzahlen definiert, die für eine bedarfsge-
rechte Versorgung nötig sind. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss hat die Aufgabe, die Arztgruppen und Planungsberei-
che zu bestimmen sowie einheitliche Verhältniszahlen von
Arzt zu Einwohnern festzulegen. Die Verhältniszahlen und
der sich daraus ableitende Versorgungsgrad in den Planungs-
bereichen sind Grundlage für die Feststellung von Unter- und
Überversorgung und die Berechnung der Zulassungsmöglich-
keiten in der vertragsärztlichen Versorgung.
www.bundestag.de

Erste Tagesklinik für Demenzerkrankte in Mainz
eröffnet

Die bundesweit erste Tagesklinik für demenziell Erkrankte
wurde in Mainz eröffnet. Die Tagesklinik ist Bestandteil eines
integrativen medizinischen Behandlungskonzeptes im Rah-
men eines rheinland-pfälzischen Modellprojektes, das
gemeinsam von der Gesellschaft für Paritätische Sozialarbeit
und der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Univer-
sitätsmedizin Mainz durchgeführt wird. Die Tagesklinik in
einem Neubau soll besonders gute Voraussetzungen für die
Umsetzung des Behandlungsauftrages bieten. So sind dort
neben der Tagesklinik für an Demenz Erkrankte mit 15 Plät-
zen auch die Tagesklinik für Psychiatrie und Psychotherapie
mit 24 Plätzen sowie die psychiatrische Institutsambulanz
und eine Demenz-Beratungsstelle für Betroffene und Ange-
hörige untergebracht.
www.gps-rps.de

Zwei Veranstaltungsreihen zum Älterwerden in
Frankfurt am Main

Der nächste Deutsche Seniorentag findet vom 2. bis 4. Juli
2015 im Congress Center Messe Frankfurt am Main statt.
Schirmherrin der Veranstaltung ist Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel. Geplant sind zahlreiche Vorträge, Diskus-
sionsrunden und »Mitmachangebote«. Anschließend geht es
in der Main-Metropole gleich weiter mit den »Frankfurter
Aktionswochen Älterwerden«. Unter dem Motto »Wir gestal-
ten unsere Stadt« sollen vom 4. bis 12. Juli 2015 verschiedene
Vorhaben realisiert und Veranstaltungen angeboten werden.
www.deutscher-seniorentag.de
www.aelterwerden-in-frankfurt.de

Museumsführung für Demenzkranke in Hofheim
Das Stadtmuseum Hofheim bietet seit kurzem Führungen für
demenzkranke Menschen an. Das Projekt ist eine Kooperati-
on mit der Caritas-Fachstelle Demenz. Die Führungen außer-
halb der normalen Öffnungszeiten richten sich vor allem an
Betroffene und Angehörige, die daheim leben; willkommen
sind auch Gruppen aus Pflegeeinrichtungen, die das barriere-
freie Museum besuchen wollen. Insbesondere die zahlrei-
chen historischen Objekte - ob Fußballschuhe oder alte Bon-
bontüten - wecken oft bei dementen Menschen frühere Erin-
nerungen und helfen, verschollene Potenziale zu heben.
www.hofheim.de/kultur/Stadtmuseum

Neuer Leiter für Tagespflege und 
Übergangseinrichtung

Wolfgang Kutzner (Foto) heißt der
neue therapeutische Leiter der Vitos
begleitenden psychiatrischen Dienste
Hochtaunus, zu denen die Über-
gangseinrichtung Hasselborn sowie
die Tagespflegestätten Haus Born-
berg in Friedrichsdorf und Oberursel
gehören. In den drei Einrichtungen,
die insgesamt 51 Beschäftigte zählen,
stehen 28 Plätze zur Wiedereingliede-
rung von Suchtkranken und 38 Plätze
zur Betreuung von Menschen mit
Demenz zur Verfügung. Kutzner studierte Sozialarbeit an der
Fachhochschule Frankfurt und absolvierte 1980 sein Aner-
kennungsjahr in einer Drogenberatungsstelle; danach arbei-
tete er als Streetworker in der aufsuchenden Sozialarbeit
bevor er 1989 die Leitung der Übergangseinrichtung für
Suchtkranke in Waldsolms-Hasselborn übernahm.
www.vitos-hochtaunus.de



Neue Behandlungs -
leitlinien vorgestellt
Drei neue Regelwerke sollen
die Diagnose und Behand-
lung von Menschen mit psy-
chischen Problemen verbes-
sern helfen. Die neuen Leit-
linien »Screening, Diagnose
und Behandlung alkoholbe-
zogener Störungen«, »Scree-
ning, Diagnostik und
Behandlung des schädlichen
und abhängigen Tabakkon-
sums« sowie »Zwangsstö-
rungen« wurden kürzlich
von der Deutschen Gesell-
schaft für Psychiatrie und
Psychotherapie, Psychoso-
matik und Nervenheilkunde
(DGPPN) vorgestellt. Sowohl
Alkohol- als auch Nikotinab-
hängigkeit seien als psy-
chische Störungen, die in
Deutschland deutlich
»unterbehandelt« sind, ein-
zuschätzen, sagte Prof. Dr.
Peter Falkai vom Münchner
Uni-Klinikum, der im Vor-
stand der Gesellschaft für
Leitlinien zuständig ist.
Auch Zwangsstörungen
würden heute noch häufig
falsch, spät oder gar nicht
diagnostiziert. Dabei wisse
man, dass den betroffenen
Patienten die richtige Thera-
pie nachhaltig helfe, erläu-
tert Prof. Dr. Fritz Hohagen
von der Universitätsklinik
Lübeck, einer der wissen-
schaftlichen Koordinatoren
der betreffenden Leitlinie. In
Deutschland leiden etwa 2,3
Millionen Menschen unter
den Symptomen einer
Zwangsstörung. Sie ist
damit die vierthäufigste
psychische Erkrankung in
Deutschland. Die Betroffe-
nen wenden oftmals mehre-

re Stunden am Tag dafür
auf, ihren Zwängen nachzu-
kommen. Dadurch können
sie ihren normalen Tagesab-
lauf nicht mehr bewältigen
und werden handlungsun-
fähig. Die Leitlinien bündeln
das vorhandene Forschungs-
wissen und dienen als Ent-
scheidungsgrundlage zur
Behandlung und Betreuung
von betroffenen Personen .
Die Leitlinien stehen im
Internet kostenlos zum
Herunterladen zur Verfü-
gung.
www.dgppn.de

ABC der Psychiatrie
Der Paranus-Verlag hat im
Internet »Das kleine ABC der
Psychiatrie » gestartet. Inte-
ressierte finden dort jetzt
jede Woche einen kurzweili-
gen Text zu zentralen Begrif-
fen der Psychiatrie. Der 1990
gegründete Paranus-Verlag
schafft als Betriebsteil der
Brücke Neumünster gGmbH
geeignete Arbeitsmöglichkei-
ten für psychiatrieerfahrene
Menschen. An Redaktion,
Herstellung, Werbung und
Vertrieb der Publikationen
sind alle Betriebsangehöri-
gen beteiligt.
www.paranus.de

Versorgung von
Flüchtlingen verbesse-
rungswürdig
Die psychiatrische und psy-
chotherapeutische Versor-
gung von Flüchtlingen, die
aus den Krisenregionen
nach Deutschland kommen,
ist unzureichend. Darauf hat
die Deutsche Gesellschaft
für Psychiatrie und Psycho-
therapie, Psychosomatik
und Nervenheilkunde hin-
gewiesen. Zwar sollen künf-
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NotizenBeschwerdestelle für psychisch Kranke im Kreis
Offenbach

Bürger des Kreises Offenbach, die wegen einer psychischen
Erkrankung behandelt oder betreut werden, haben seit kur-
zem einen unabhängigen Ansprechpartner. Dr. Dieter Eschke,
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht im Ruhestand,
hat sein Büro im Gesundheitszentrum der Kreisverwaltung
in Dietzenbach. Beim ihm melden können sich Betroffene
und Angehörige, die mit sozialen oder medizinischen Maß-
nahmen nicht einverstanden sind. Ebenso können Mitarbei-
ter von Einrichtungen Missstände mitteilen. Träger der neu-
en Beratungsstelle sind neben dem Kreis Offenbach auch das
Diakonische Werk, die Stiftung Lebensräume, die Psychoso-
zialen Dienstleistungen Bergstraße, die Asklepios Klinik und
das Sana Klinikum. 

DGB und Volkshochschule starten Lerncafé
Für Menschen mit wenig ausgebildeten Lese- und Schreib-
kompetenzen hat der Deutsche Gewerkschaftsbund Region
Frankfurt-Rhein-Main mit der Volkshochschule Frankfurt am
Main das Projekt »BASIC – Basisbildung für Arbeit, Soziale
Integration und Chancen« gestartet. Das Vorhaben wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert
und entwickelt neue Angebote für die Basisbildung von
Erwachsenen. So sollen in einem »Lerncafé« Menschen mit
Unsicherheiten im Lesen und Schreiben in ungezwungener
Atmosphäre Hilfe bei konkreten Problemen schriftsprachli-
cher Art bekommen. Bei Kaffee und Tee unterstützen zwei
»Lernbegleiterinnen« dabei, mitgebrachte Schriftstücke zu
verstehen und wichtige Schreiben zu verfassen. Wer Hilfe
braucht oder grundsätzliche Beratung sucht kann ohne
Anmeldung immer donnerstags zwischen 14.30 und 16.30
Uhr im DGB Jugendclub (Untermainkai 68) vorbeischauen.
Der Besuch des Lerncafés ist kostenlos.
www.basic.frankfurt.de

Schlemmend zurück ins Leben
Kulinarische Leckerbissen im Team zubereiten und das Ganze
dann entspannt in angenehmer Gesellschaft genießen – so
lautet die Zielsetzung, mit der das Gruppenangebot »cook &
chill« des Freundeskreises Waldkrankenhaus Köppern an den
Start gegangen ist. Das Projekt soll psychisch Kranken zu
mehr Lebensfreude während ihres Klinikaufenthalts verhel-
fen und sie darin unterstützen, Alltagskompetenzen zurück-
zugewinnen. Gekocht wird im Begegnungszentrum des
Freundeskreises, das sich im Klinikgelände des Waldkranken-
hauses befindet und in dem auch das Internet-Café unterge-
bracht ist. Der Freundeskreis Waldkrankenhaus Köppern e. V.
wurde 2009 gegründet und hat derzeit 68 Mitglieder.
www.emil-sioli.de
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»Der spinnt doch!«
Psychisch kranke Menschen 
in der Arbeitswelt
Wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
plötzlich »komisch« werden,  wissen viele
Vorgesetzte nicht, wie sie damit umgehen
sollen. Auch Kolleginnen und Kollegen
reagieren oft auf psychisch kranke Men-
schen abwehrend und hilflos.

Die »Treffpunkte« 3/2015 erscheinen am
14. August  2015. Für ein Jahresabonne-
ment von 19,- Euro sichern Sie sich die
sofortige Zustellung des jeweils neuesten
Heftes.

Bestellung per E-Mail: 
gst@bsf-frankfurt.de

Treffpunkte 3/2015

Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V., 
Holbeinstraße 25-27
60596 Frankfurt am Main

Telefon 069 96201869
Fax 069 627705
gst@bsf-frankfurt.de
www.bsf-frankfurt.de

Ausgabe 4/2014: Menschen in der Krise
Erstmals hatte die Frankfurter Psychiatriewoche ein verbindendes Thema für
die zahlreichen Veranstaltungen gewählt: Der besondere Fokus vieler Treffen
lag auf der Frage, welche Angebote es in Frankfurt am Main für Notfälle in
psychiatrischen Krisen gibt. Dabei zeichnete sich ein »virtuelles Netzwerk«
ab, das sich von Polizei und Feuerwehr über Psychosozialer Krisendienst und
Komplementär-Einrichtungen bis zu den Kliniken spannt.

Ausgabe 1/2015: Sport in der Psychiatrie
Fast alle Studien und Erfahrungsberichte belegen, dass Bewegung und Sport
dem Körper wie dem Geist gut tun. Dr. Barbara Bornheimer vom Bamberger
Hof in Frankfurt am Main fasst die wichtigsten Untersuchungsergebnisse
zum Thema Sport und psychische Erkrankung zusammen. Dazu gibt sie den
ebenso aufmunternden wie pragmatischen Rat: Wenn etwas keinen Spaß
macht, probieren Sie anderes aus.

Ausgabe 3/2014: Geld – mehr als ein Zahlungsmittel
Die Finanzen bestimmen unsere Leben – privat, geschäftlich, international.
Für Menschen mit einer psychischen Erkrankung stellt das – in vielen Fällen:
fehlende – Geld eine besondere Belastung dar. In dieser Ausgabe der »Treff-
punkte« berichtet beispielsweise eine Mutter, welche Auswirkungen eine
psychische Erkrankung auf die wirtschaftliche Situation einer Familie haben
kann; zumal wenn die Behörden sich quer stellen.

Im nächsten Heft:

»Treffpunkte«
Die »Treffpunkte« sind ein Forum für alle in der ambulanten,
teilstationären und stationären Psychiatrie sowie in der Sozi-
alpsychiatrie. Die Zeitschrift berichtet über allgemeine Ent-
wicklungen; das besondere Gewicht liegt auf regionalen
Aspekten der Rhein-Main-Region.

Der Jahresbezugspreis für ein Einzelabonnement der 
»Treffpunkte« beträgt 19,- Euro einschließlich Versandkosten. 

Wer die Zeitschrift besonders unterstützen möchte, kann sich
zu einem Förderabonnement entschließen: Ab 30,- Euro im
Jahr wird jede Ausgabe ins Haus geliefert. Die Ausgaben sind
einzeln zum Heftpreis von 5,- Euro erhältlich.



tig traumatisierte Flüchtlin-
ge und Asylsuchende durch
die neue Aufnahme-Richtli-
nie Anspruch auf psycho-
therapeutische Hilfe erhal-
ten, aber an der Umsetzung
hapere es, so Andreas Heinz
aus dem Vorstand der Fach-
gesellschaft. Viele Einrich-
tungen, die eine professio-
nelle medizinische, psycho-
therapeutische und psycho-
soziale Behandlung und
Beratung durchführen kön-
nen, kämpften mit Finanzie-
rungsschwierigkeiten und
sprachlichen Verständnis-
problemen bei der Behand-
lung von Flüchtlingen.
Außerdem seien bürokrati-
sche Vorgaben oft ein gro-
ßes Hindernis für die not-
wendige Versorgung der
Betroffenen. Wichtig sei
zum Beispiel, die Bezahlung
von Sprachvermittlern
unbürokratisch zu regeln.
www.dgppn.de

Psychische Erkrankun-
gen am Arbeitsplatz: Bro-
schüre für Führungskräfte
Eine Handlungsleitlinie für
Führungskräfte haben der
Dachverband Gemeindepsy-
chiatrie und die Kranken-
kasse Barmer GEK herausge-
geben. Ziel der Broschüre ist
es, Berührungsängste im
Umgang mit psychischen
Erkrankungen am Arbeits-
platz von allen Beteiligten
abzubauen und in Unter-
nehmen das Thema weiter
zu entstigmatisieren. Die
insgesamt zunehmende
Zahl psychischer Erkrankun-
gen mache sich auch in der
Arbeitswelt bemerkbar. Die
Handlungshilfe wende sich
deshalb speziell an Füh-
rungskräfte: Was müssen sie
über Krankheitsbilder wis-
sen, welche Anzeichen gibt
es, wie können Mitarbeiter-
gespräche geführt werden,
wie lassen sich erkrankte
Beschäftigte integrieren?

Die Broschüre beleuchtet
differenziert Führungsauf-
gaben und Handlungsmög-
lichkeiten, mit Übersichten
und Checklisten.
www.barmer.de (Webcode 505281)

Höhere Fehlzeiten
wegen psychischer 
Erkrankungen
Im vergangenen Jahr waren
die bei der Techniker Kran-
kenkasse versicherten
Beschäftigten im Land pro
Kopf durchschnittlich 14,6
Tage krankgeschrieben.
Damit bewegt sich die
Arbeitsunfähigkeitsquote im
Land insgesamt etwa auf
Vorjahresniveau. Bei den
Fehlzeiten wegen psy-
chischer Erkrankungen gab
es erstmals wieder einen
Anstieg von 0,2 Tagen pro
Kopf. Demnach war im letz-
ten Jahr jeder Erwerbstätige
in Hessen 2,5 Tage aufgrund
psychischer Diagnosen
arbeitsunfähig. Diese Zahlen
gehen aus dem aktuellen
Gesundheitsreport der TK in
Hessen hervor.
www.tk.de/lv-hessen

Wie die Stimmen im
Kopf entstehen
Wissenschaftler der Univer-
sitätsklinik für Allgemeine
Psychiatrie Heidelberg
untersuchen mit Hilfe der
Magnetresonanztomogra-
phie (MRT) die Gehirnaktivi-
tät von schizophrenen
Patienten mit akustischen
Halluzinationen. Deshalb
suchen die Wissenschaftler
Menschen mit Schizophre-
nie, die entweder täglich
Stimmen hören oder nicht
mehr unter diesen Halluzi-
nationen leiden. Bei den
Teilnehmern wird anhand
eines Interviews und ver-
schiedener Tests zu Auf-
merksamkeit und Gedächt-
nis eine ausführliche klini-
sche Diagnostik der aktuel-

len Symptomatik durchge-
führt. Dazu kommt eine
rund 40-minütige MRT-Mes-
sung in der Universitäts-
Kopfklinik in Heidelberg,
bei dem der Körper keinerlei
Strahlenbelastung ausge-
setzt wird. Die Probanden
erhalten eine Aufwandsent-
schädigung und können auf
Wunsch MRT-Bilder ihres
Gehirns auf einer CD mit
nach Hause nehmen. Alle
erhobenen Daten werden
anonymisiert und streng
vertraulich behandelt.
katharina.kubera@
med.uni-heidelberg.de

Forensik: Bund-Länder-
Arbeitsgruppe legt Vor-
schläge vor
Die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zur Novellierung des
Rechts der Unterbringung in
einem psychiatrischen
Krankenhaus bei einer Straf-
tat nach § 63 StGB hat ihre
Arbeit abgeschlossen und
ihre Ergebnisse vorgelegt.
Sie schlägt Änderungen im
Strafgesetzbuch und in der
Strafprozessordnung vor,
mit denen die Anordnung
der Unterbringung in einem
psychiatrischen Kranken-
haus stärker auf gravierende

Fälle beschränkt, die Unter-
bringung für weniger
schwerwiegende Gefahren
zeitlich begrenzt sowie die
prozessualen Sicherungen
ausgebaut werden, um
unverhältnismäßig lange
Unterbringungen besser zu
vermeiden. Aufgrund der
Vorschläge soll nun ein
Gesetzentwurf erarbeitet
werden.
www.bmjv.de

Neuroleptika reduzie-
ren und absetzen
Die Broschüre »Neuroleptika
reduzieren und absetzen«
wurde in einem längerfristi-
gen Diskussionsprozess in
dem trialogisch besetzten
Fachausschuss Psychophar-
maka der Deutschen Gesell-
schaft für soziale Psychiatrie
entwickelt. Zielgruppen der
Informationen sind Psycho-
se-Erfahrene, Angehörige
und Professionelle aller in
der Psychiatrie tätigen
Berufsgruppen. Die 88-seiti-
ge Broschüre kann im Inter-
net kostenlos heruntergela-
den werden.
www.dgsp-ev.de/unterseite/
neuroleptika-reduzieren-und-
absetzen.html
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»Allotria«
Verbesserungsvorschlag der
Rechtschreibprüfung im
Textverarbeitungsprogramm
OpenOffice für den Begriff
»Trialog«
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Fragebogen

1. Was ist gut an der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main?
Momentan bin ich immer noch dabei, mich einzufinden ... Als sehr positiv habe ich schon den Psychosozialen Aus-
schuss erlebt. Hier tatsächlich in einem parlamentarischen Gremium gemeinsam an einer besseren Fürsorge für
psychisch Kranke zu arbeiten, halte ich für eine sehr gute und konstruktive Sache. Mehr Aufmerksamkeit und
Unterstützung seitens der Politik für unser Anliegen wäre aber sehr wünschenswert!

2. Was müsste in der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main dringend verbessert werden?
Was nicht nur in Frankfurt, sondern in Hessen insgesamt dringend fehlt, ist ein stringentes und gut umgesetztes
Psychisch-Kranken-Gesetz. Es ist ja fast unglaublich, dass es in Hessen als letztem Bundesland, vier Jahrzehnte nach
der Psychiatrie-Enquete, noch kein solches Gesetz gibt, dafür aber ein reines Ordnungsgesetz. Ich hoffe sehr, dass es
hier bald zur Verabschiedung eines entsprechenden Gesetzes kommt und vor allem auch, dass in diesem Falle
zusätzliche Gelder zur Umsetzung zur Verfügung gestellt werden.

3. Welches psychosoziale Angebot ist viel zu wenig bekannt?
Tja, also das wäre ja schon sehr erstaunlich, wenn es wenig bekannte Angebote gäbe von denen ich als »Frankfurt-
Neuling« schon wüsste ... insofern kann ich hier leider nichts beitragen!

4. Welchem Buch wünschen Sie viele Leserinnen und Leser?
Kann man einem Buch etwas wüschen, wünscht man nicht vielmehr dem Autor viele Leser? Na ja, semantische
Spitzfindigkeiten. Eines der besten Bücher des letzten Jahres - und auch aus psychiatrischer Sicht hochinteressant -
fand ich »Arbeit und Struktur« von Wolfgang Herrndorf, harter Tobak, aber von unglaublich präziser und lakoni-
scher Sprache. Eine Innenansicht, die man so schnell nicht vergisst ... Eines der besten Sachbücher, das ich seit lan-
gem gelesen habe, ist »Gewalt« von Steven Pinker. Ein dicker Wälzer, aber teilweise spannend wie ein Thriller!

5. Welchen Film haben Sie zuletzt gesehen?
Im Kino »Interstellar« - großartige Bilder, großes Kino, aber vielleicht nicht ganz so umwerfend phantastisch wie
erhofft (die Erwartungshaltung ist bei Chris Nolan halt einfach auch sehr hoch ...). Während ich diese Fragen beant-
worte, läuft nicht so viel, das mich reizt, aber ich freue mich jetzt schon auf den Iñárritu-Film »Birdman« - endlich
wieder ein neuer Film eines meiner Lieblingsregisseure... und die Kritiken sind vielversprechend!

6. Sie haben plötzlich einen Tag frei – was würden Sie gerne machen?
Sagen wir mal, ich habe frei und auch mein Laptop ist auf der Arbeit geblieben und ich bin offline ... Dann würde
ich endlich einmal die Fotos meiner letzten Urlaubsreise nachbearbeiten und sortieren, das ist schon seit mehr als
einem halben Jahr auf der To-do-Liste … zusammen mit der Lohnsteuererklärung 2013, aber das will man ja nicht an
einem freien Tag machen, oder?

7. Die Märchenfee erscheint – Ihre drei Wünsche?
Na ja, nach alter Sams-Manier sollte man sich sicherlich eine Wunsch-Maschine wünschen, aber das steht vermutlich
nicht zur Disposition. Anstelle dessen also: a) mehr Ressourcen für das psychiatrische System im Allgemeinen und mei-
ne Klinik im Speziellen b) dass psychische Erkrankungen endlich nicht mehr unter einem Stigma leiden, sondern
genauso wie internistische oder andere Krankheiten behandelt werden (würde vermutlich auch Wunsch Nummer 1
überflüssig machen) und c) dass sich meine E-Mails ganz von alleine und vollständig beantworten ...

Prof. Dr. med.  Andreas Reif
Prof. Dr. Andreas Reif studierte Humanmedizin an der Julius-Maximilians-
Universität Würzburg. An der dortigen Klinik für Psychiatrie, Psychosoma-
tik und Psychotherapie begann er auch seine Facharztausbildung zum
 Psychiater. Nach der Habilitation und der Ernennung zum Oberarzt leitete
er eine eigene Arbeitsgruppe zu Psychiatrischer Neurobiologie und baute
einen klinischen Schwerpunkt zu bipolaren Störungen auf. Kurz darauf
erfolgte die Ernennung zum Professor für Psychiatrie als auch zum Labor-
leiter und Stellvertretenden Klinikdirektor. Seit August 2014 ist er Direktor
der Klinik für Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie der Goethe-
Universität Frankfurt am Main..

Sieben Fragen an



Keine Ausgabe verpassen – Treffpunkte abonnieren !

Ja, ich abonniere ab sofort die Treffpunkte und bitte um
regelmäßige Zusendung an folgende Adresse:

_______________________________________________
Name

_______________________________________________
Straße

_______________________________________________
PLZ/Ort

Das Jahresabonnement kostet 19 Euro für vier Ausgaben und
kann zum Ende jeden Jahres schriftlich gekündigt werden. 

Ich zahle nach Erhalt der Rechnung

Ich möchte die Treffpunkte mit einem Förderabonnement
unterstützen und zahle jährlich _______ Euro
(bitte Wunschbetrag ab 30 Euro eintragen)

Ich möchte mich nicht selbst um die Überweisung
kümmern und stimme deshalb zu, dass die Abo-Gebühr
von meinem Konto per SEPA-Lastschrift abgebucht wird.
(In diesem Fall senden wir Ihnen in Kürze wegen der neuen SEPA-Last-
schrift-Bestimmungen eine weitere Information zu.)

__________           _________________________________
Datum                        Unterschrift

Die Burgerhilfe setzt für die Treffpunkte jedes Jahr hohe Eigenmittel ein,
da sie als kleine Zeitschrift – wie viele Printmedien in der heutigen Zeit – nicht
kostendeckend erscheinen kann. Helfen Sie mit, dass die Treffpunkte noch
lange ein lesenswertes Forum für alle Akteure der sozialen Psychiatrie bleiben.

Wir würden uns freuen, wenn auch Sie sich entschließen,
weniger als 20 Euro gut anzulegen: 

Gegen die Tyrannei  der NormalitätDie 21. Frankfurter Psychiatriewoche 
zwischen Baby-Blues und Quetsche-Fest

TreffpunkteFrankfurter        Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie

Herausgegeben von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.

4
/ 2009

Keine HeilserwartungNeuroleptika aus der Sicht von AngehörigenAntipsychiatrie reloadedEine Diskussion über Geschichte, Motive und 
Perspektiven der Psychiatriekritik

Neues AngebotDas Projekt Rehabilitation Psychisch Kranker 
(RPK) in Frankfurt am Main

Theologie der Klage und die neuen Paradiese
Warum Gott uns leiden lässt

InformationenFatra hilft Flüchtlingskindern und ihren Familien
Reha-Werkstatt Oberrad spielt international mitFragebogenSieben Fragen an Kai Marschner

Ja
hre

s-Abonnement19€        für vier Ausgaben

 

        

 
 

 

        

 
 

 

        

 
 

 

        

 
 

nnnnoonbA-ss-eesrre
 

        

 
 

 

        

 
 

 

        

 
 

t

n

ne
mme
eemnnennnerrehhraahJJa

nAA eeenbbaaabggssuuAArriieeeriiievv

ü

vvi
rrüüüür

f

€

ffü

19

 

        

 
 

tn
emme

Ihre Abonnements-Bestellkarte schicken Sie bitte ausreichend frankiert an die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt
am Main e.V., Holbeinstraße 25-27, 60596 Frankfurt am Main.

Gerne nehmen wir Ihre Abo-Bestellungen auch telefonisch (069-96201869) oder per eMail (gst@bsf-frankfurt.de)
entgegen. Sie erhalten dann umgehend eine schriftliche Bestätigung.

Widerrufsbelehrung:
Diese Bestellung kann ich ohne Angaben
von Gründen innerhalb von zwei Wochen
schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der
Frist genügt die rechtzeitige Absendung
des Widerrufs.

Datenschutz::
Wir versichern, dass die angegebene
Adresse ausschließlich für Zwecke des
Vertriebs der Zeitschrift verwendet wird.

Bitte hier abtrennen 

✃

Samuel Langhorne Clemens (1835-1910)
Amerikanischer Schriftsteller, besser bekannt als Mark Twain



Druckvorstufe

Offsetdruck

Weiterverarbeitung

Mailingservice

KfZ-Beschriftungen

Die Werkstatt

Die Reha-Werkstatt Rödelheim ist eine Einrich-
tung zur beruflichen und sozialen Integration
seelisch behinderter Menschen. Träger ist der
Frankfurter Verein für soziale Heimstätten e.V.

Produkte und Dienstleistungen

Als moderne Druckerei ist die Reha-Werkstatt
Rödelheim ein Systemanbieter des grafischen
Gewerbes. In der Druckvorstufe arbeitet die
Werkstatt mit modernsten Scan- und DTP-
Systemen. Sie bearbeitet und belichtet ge-
lieferte Druckdateien. Im Druckbereich und 
der Weiterverarbeitung werden alle entspre-
chenden Leistungen erbracht; dazu zählen 
auch Beschriftungen und Buchbindearbeiten. 
Die Reha-Werkstatt Rödelheim übernimmt 
Versand-Dienstleistungen und bietet ihren
Kunden somit Komplettlösungen an – von der
Beratung über die Satzerstellung und Gestal-
tung bis zur Auslieferung.

Qualität

Gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern bearbeitet die Werkstatt – gemäß 
dem Prinzip „Förderung durch Arbeit” – die
Kundenaufträge. Ein Qualitätsmanagement-
system nach DIN EN ISO 9001:2008 hilft bei der
Aufrechterhaltung einer gleichbleibend guten
Qualität. 

Reha-Werkstatt
Rödelheim

Frankfurter Verein
für soziale Heimstätten e.V.

Anzeige

Frankfurter
Verein

Reha-Werkstatt Rödelheim
Biedenkopfer Weg 40a
60489 Frankfurt am Main  
Fon 069 | 90 74 98-0
Fax 069 | 90 74 98-25


